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Zusammenfassung 

1. Grundsätzliche Überlegungen 
 
Aus Sicht der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) sollte das Subsidiaritätsprinzip als 

Grundprinzip und Handlungsrahmen weiter gestärkt und ausgebaut werden, indem 
zukünftig nur mehr Regelungen mit klarem europäischen Mehrwert verabschiedet werden. 
Dadurch kann auch Überregulierung vermieden und ein unternehmensfreundliches Umfeld 

geschaffen werden.  
 
Die Task-Force Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und „Weniger, aber effizienteres Handeln“ 

hat u.a. die Aufgabe, Bereiche zu nennen, in denen die Beschlussfassung und/oder 
Umsetzung ganz oder teilweise von der EU-Ebene auf die nationale Ebene zurückübertragen 
werden kann. Wir weisen darauf hin, dass die Verlagerung von Kompetenzen auf die 

nationale Ebene nicht automatisch eine Entlastung der Unternehmen gewährleistet. 
Sowohl die EU-Ebene als auch die nationale Ebene müssen ein unternehmensfreundliches 
Umfeld zum Ziel haben. 

 
Das Subsidiaritätsprinzip wird konsequenterweise auch auf den Mehrjährigen Finanzrahmen 
ab 2021 Auswirkungen haben. Aus Sicht der WKÖ müssen die Ausgaben auf EU-Ebene 

verstärkt auf Bereiche mit einem europäischen Mehrwert ausgerichtet werden. Auch die 
Einnahmenseite des nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens muss im Einklang mit dem 
Subsidiaritätsprinzip stehen. Entsprechend diesem ist es besser, den Mitgliedstaaten die 

Entscheidung zu überlassen, wie sie die Finanzierung des nationalen Beitrags zum 
europäischen Haushalt sicherstellen und welche Steuern sie zu diesem Zweck heranziehen. 
Für neue steuerbasierte Eigenmittel sieht die WKÖ keine Notwendigkeit. 

 
2. Verbesserte Anwendung der Prinzipien der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 
 

Um die Anwendung der Prinzipien der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit durch die EU-
Institutionen zu verbessern, sollten folgende Punkte berücksichtigt werden: 
 

 Neue Rechtsakte sollen nur dann vorgeschlagen werden, wenn die Folgenabschätzung 
sowohl einen klaren europäischen als auch wirtschaftlichen Mehrwert aufzeigt.  

 Rat und Europäisches Parlament sollen systematisch zu Beginn des 
Rechtsetzungsprozesses bewerten, ob der Kommissionsvorschlag dem 
Subsidiaritätsprinzip entspricht. 

 Um überschießende Regelungen zu vermeiden, ist sowohl bei der Ausarbeitung von 
Vorschlägen für Rechtsakte wie auch im Gesetzgebungsprozess eine genaue Prüfung der 
Vereinbarkeit mit dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit notwendig. 

 
3. Bereiche, in denen die Beschlussfassung oder Umsetzung teilweise auf die nationale 

Ebene zurückübertragen werden sollte 

 
Umweltpolitik: Im Bereich Bodenschutz hat sich anhand der gescheiterten 
Bodenschutzrahmenrichtlinie gezeigt, dass die Mitgliedstaaten mehrheitlich keinen EU-

Bedarf für eine Rahmenrichtlinie sehen.  
 
Kohäsionspolitik: Den Mitgliedstaaten und Regionen sollten noch mehr Kompetenzen bei der 

Abwicklung der Strukturfonds übertragen werden, da die „geteilte Mittelverwaltung“ eine 
wesentliche Ursache der Komplexität bei den EU-Regionalförderungen ist. Unterstützt wird 
der „differenzierte Ansatz“, bei dem die Verwaltung und Kontrolle der EU-

Regionalförderungen auf Basis nationaler Standards erfolgen sollte („devolved 

management“). 
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Wettbewerbspolitik (Beihilfenrecht): Die Kommission führt in ihrer VO 1407/2013 aus, dass 

De-minimis-Beihilfen in Hinblick auf das Beihilfenverbot in Art. 107 AEUV nicht 
tatbestandsmäßig sind. Denn es ist davon auszugehen, dass solche Förderungen weder 
Auswirkungen auf den zwischenstaatlichen Handel haben noch den Wettbewerb zu 

verfälschen drohen. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips wäre es daher sinnvoll, diese Formen 
der staatlichen Förderung aus der Regelungs- und Verwaltungshoheit der Kommission zu 
entlassen und den Mitgliedstaaten rückzuübertragen. Dann wäre z.B. das in VO 1407/2013 

vorgesehene aufwendige Beihilfenmonitoring durch die Mitgliedstaaten nicht mehr 
notwendig, was zu einer Vereinfachung für das nationale Förderwesen führen würde. 
 

4. Vorschläge und Maßnahmen auf EU-Ebene, die das Subsidiaritätsprinzip nicht 
berücksichtigen 

 

 RL-Vorschlag über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 
Berufsreglementierungen (COM(2016) 822) 

Bereits die RL 2013/55/EU führte Kriterien zur Evaluierung der Verhältnismäßigkeit von 

Reglementierungen ein. Im Richtlinienvorschlag COM(2016) 822 hat die Kommission jedoch 
eine erweiterte Liste an verbindlichen Prüfkriterien für die Zulässigkeit der Reglementierung 
von Berufen vorgelegt, die die Entscheidungsfreiheit der nationalen Gesetzgeber in 

autonomen Zuständigkeitsbereichen der Reglementierung von Berufen erheblich einengen. 
Hauptkritikpunkt aus Sicht der WKÖ ist u.a. ein erheblicher, unverhältnismäßiger, nicht 
erforderlicher und nicht zweckmäßiger Eingriff in die Art der nationalen Rechtsetzung. Daher 

ist dieser Richtlinienvorschlag nicht mit den Grundsätzen der Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit vereinbar. 
 

 Vorschlag für ein Binnenmarkt-Informationstool (SMIT) (COM(2017) 257) 
Mit dem Binnenmarkt-Informationstool möchte die Kommission im Falle schwerwiegender 

Störungen des Binnenmarktes Informationen direkt bei den Unternehmen anfordern, um die 
Binnenmarktvorschriften besser durchzusetzen und Vorschläge für politische Maßnahmen zu 
erstellen. Im Bereich des Binnenmarktes besitzt die Kommission jedoch selbst keine 

allgemeinen Ermittlungsbefugnisse, um Unionsrecht durchzusetzen. Binnenmarktrelevante 
Bestimmungen werden durch die Mitgliedstaaten umgesetzt bzw. vollzogen. Das im 
Vorschlag der EU-Kommission angestrebte Durchgriffsrecht ist daher nicht mit den Prinzipien 

der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit vereinbar.  
 

 Vorschlag für eine Geoblocking-Verordnung (COM(2016) 289) 
Der von den Vorgaben der Geoblocking-VO bewirkte Kontrahierungszwang greift auf 
überschießende Weise und daher unnötig in die Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten ein und 
verletzt daher schon aus diesem Grund die Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit.  
 

 Vorschlag für eine EU-Einlagensicherung (COM(2015) 586) 
Die geplante EU-Einlagensicherung ist nicht vom Subsidiaritätsprinzip gedeckt, da kleine 
Banken für die Insolvenzen großer ausländischer Investmentbanken mithaften müssten. Die 

Risiken in den einzelnen Banksektoren der Mitgliedstaaten sind unterschiedlich hoch, daher 
darf es hier nicht zu einer Schuldenteilung kommen. 
 

 Verordnung (EU) 2017/2158 für die Senkung des Acrylamidgehalts in Lebensmitteln 
Diese Verordnung verpflichtet Lebensmittelunternehmer dazu, verbindliche Maßnahmen zur 

Reduktion des Acrylamidgehalts zu ergreifen, die zu neuen Belastungen und Bürokratie 
führen. Die WKÖ bezweifelt, dass die Wahl der Kartoffelsorte, deren Lagerungstemperatur 
sowie die Verpflichtung, Farbtafeln mit dem Bräunungsgrad von Pommes Frites zu verwenden 

und diese in der Küche aufzuhängen, EU-weit erforderliche Bestimmungen sind. Diese 
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Verordnung verstößt daher unserer Meinung nach gegen die Bemühungen der Better 

Regulation Agenda, sich unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips auf die großen Themen 
zu konzentrieren. Daher wäre die Verordnung (EU) 2017/2158 aufzuheben oder in eine 
Empfehlung umzuwandeln. 

 

 Vorschlag für eine RL über die Vereinbarkeit Beruf und Familie (COM(2017) 253) 
Diese Richtlinie soll Vaterschafts-, Elternkarenz und Pflegeurlaubsansprüche schaffen, die 
mindestens in der Höhe des Krankengeldes abgegolten werden. Diese Bestimmung wird aus 
Kosten- und Subsidiaritätsgründen abgelehnt. 

 

 Harmonisierung der Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (COM(2016) 685) 
Kritisch zu hinterfragen ist, ob eine Harmonisierung der Körperschaftsteuer-

Bemessungsgrundlage (COM(2016) 685) den Anforderungen des Artikels 115 AEUV entspricht 
und eine Beibehaltung des Status Quo tatsächlich eine Gefährdung des Funktionierens des 
Binnenmarkts darstellt. Ein europäischer Mehrwert ist nur in einer Konsolidierung der 

Körperschaftsteuer (CCCTB) zu sehen, welcher erst in einem zweiten Schritt, das bedeutet 
mit Annahme eines zweiten Richtlinienvorschlags (COM(2016) 683), zu erreichen wäre. 
 

 Verbraucherrechte-RL 2011/83/EU 
Verträge, bei denen der Verbraucher selbst den Geschäftskontakt mit dem Unternehmer 

angebahnt hat (z.B. einen Handwerker zu sich in die Wohnung gerufen hat), sollen im Sinne 
des Prinzips der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit von den Vorgaben über 
Außergeschäftsraumverträge der Verbraucherrechte-RL 2011/83/EU ausgenommen werden. 

 

 RL-Vorschlag zum Warenhandel (COM(2017) 637) 
Die derzeit geltende Richtlinie 1999/44/EG über den Verbrauchsgüterkauf, mit der das 
Gewährleistungsrecht europaweit - und zwar unabhängig von der Form des Vertriebs – 
mindestharmonisiert vereinheitlicht wurde, soll durch den geänderten Vorschlag über den 

Warenhandel (COM(2017) 637) aufgehoben werden. Ziel ist ein neues vollharmonisiertes 
Gewährleistungsregime für alle Kaufverträge unabhängig von der Art des Vertriebes. Anstatt 
einer Neuregelung ohne EU-Mehrwert im Vergleich zur bestehenden Situation, da diese 

letztlich wiederum nur auf eine Mindestharmonisierung auf noch höherem Niveau 
hinauslaufen würde, sind im Sinne des Subsidiaritätsprinzips nicht-legislative Maßnahmen 
vollkommen ausreichend: z.B. eine auf der Homepage der Kommission in allen Amtssprachen 

verfügbare verlässliche und leicht zugängliche Information für Unternehmen über die 
konkrete Ausgestaltung des Gewährleistungsrechts in den einzelnen Mitgliedstaaten. 
 

 EU-weite Sanktionsregelungen bei Verstößen gegen Verbraucherschutzregeln 
Die für April 2018 angekündigten Pläne für EU-weit drastische Geldstrafen bei Verstößen 
gegen EU-Verbraucherschutzvorschriften sind nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar, 

da die Art der Durchsetzung (z.B. Strafen oder zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung) den 
Mitgliedstaaten überlassen sein sollte. Statt einer EU-Regelung zu Geldstrafen ist eine 
Vereinfachung des EU-Verbraucherrechts, insb. der Verbraucherrechte-RL, dringend 

erforderlich. 
 

 Schaffung individueller Rechtsbehelfe im Bereich der RL 2005/29/EG über unlautere 
Geschäftspraktiken 

Dieser Vorschlag der Kommission soll im April 2018 vorgelegt werden. Aus Sicht der WKÖ sind 

weitere EU-Regelungen zu Rechtsbehelfen, die über jene in der Verbrauchsgüterkaufs-RL 
1999/44/EG hinausgehen, nicht notwendig. Sie würden einen gravierenden Eingriff in die 
nationalen Zivilrechtsordnungen bedeuten, der unter dem Blickwinkel des 

Subsidiaritätsprinzips abzulehnen ist. 
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 Bestimmte Aspekte der Europäischen Wirtschaftsdiplomatie 
Gegenwärtig ist der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) unter dem Titel „Europäische 
Wirtschaftsdiplomatie“ die treibende Kraft bei Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen 
in Drittstaaten (z.B. Business Avenues), obwohl die Zuständigkeit für die 

Außenwirtschaftsförderung grundsätzlich den Mitgliedstaaten zukommt. Aus Sicht der WKÖ 
müssen Aktivitäten im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsdiplomatie einen klaren 
europäischen Mehrwert aufweisen und mit bestehenden nationalen Aktivitäten 

koordiniert sein. Das ist dann nicht der Fall, wenn Unternehmen statt durch nationale 
Außenwirtschaftsorganisationen durch EU-Aktivitäten direkt serviciert werden. 
 

5. Politikbereiche mit klarem europäischen Mehrwert, in denen künftige legislative 
Maßnahmen mit Augenmaß erfolgen sollten 

 

Folgende Politikbereiche weisen grundsätzlich einen klaren europäischen Mehrwert auf, eine 
Rückverlagerung der jeweiligen Zuständigkeiten der Union auf die nationale Ebene sollte 
daher nicht erfolgen. Dennoch sollte die Europäische Kommission hier künftig Augenmaß und 

Zurückhaltung zeigen, da bereits eine hohe Regelungsdichte herrscht bzw. eine 
Konsolidierung der bereits vorhandenen Maßnahmen notwendig erscheint. 
 

 
• Sozialpolitik 
• Binnenmarkt 

• Steuerpolitik 
• Finanzdienstleistungen 
• Kohäsionspolitik 

• Umweltpolitik 
• Verkehrspolitik 
• Medien und Telekommunikation 

• Digitalisierung 
• Allgemeine und berufliche Bildung 
• Tourismus 

 
6. Weitere Politikbereiche und EU-Programme mit klarem europäischen Mehrwert 
 

• Wirtschafts- und Währungsunion 
• Handelspolitik 
• Forschung und technologische Entwicklung 

• Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
• Migration und Asyl 
• Europäischer Sozialfonds (ESF) 

• ERASMUS + 
• Kultur / Kreativwirtschaft 
• Transeuropäische Netze 

• Programm für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU (COSME) 
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Executive Summary 

1. Fundamental considerations 
 
From the Austrian Federal Economic Chamber’s (WKÖ) point of view, the principle of 

subsidiarity, as fundamental principle and operational framework, should be further 
developed and strengthened. This can be achieved, if in the future only rules with a clear 
European added value are adopted. As a consequence, also over-regulation can be avoided 

and a business-friendly environment be established.  
 
The Task Force on Subsidiarity, Proportionality and “Doing less more efficiently” shall also 

identify policy areas where decision making and/or implementation could be redelegated to 
the Member States. In this regard we would like to point out, that a transfer of competences 
to the national level does not automatically mean less burden for enterprises. Both at 

European and national level, the aim needs to be a business-friendly environment. 
 
The principle of subsidiarity will consequently also have an impact on the Multiannual 

Financial Framework as of 2021. From the Austrian Federal Economic Chamber’s point of 
view, the MFF has to gear EU expenditures more towards measures with a European added 
value. Furthermore, also the revenue side of the next Multiannual Financial Framework has 

to comply with the principle of subsidiarity. According to this principle it is better to leave 
it up to the Member States how they will finance the national contribution to the EU budget 
and which taxes they will use in that regard. The Austrian Federal Economic Chamber sees 

no need to introduce new own resources based on taxes. 
 
2. Better application of the principles of subsidiarity and proportionality 

 
In order to improve the application of the principles of subsidiarity and proportionality by 
the EU institutions we propose the following: 

 

 New legislative acts should only be proposed if the impact assessment shows a clear 
European added value as well as an economic added value. 

 At the beginning of the legislative process, Council and the European Parliament should 
systematically assess whether the Commission proposal complies with the principle of 

subsidiarity. 

 In order to avoid excessive provisions it is necessary to examine closely during the 
preparation of legislative acts as well as during the legislative process whether the 

principle of proportionality is respected. 
 
3. Policy areas where decision making or implementation should be redelegated in part 

to the Member States 
 
Environmental Policy: Regarding soil protection, the failed Framework Directive showed 

that a majority of the Member States did not see the need for a Framework Directive at EU 
level. 
 

Cohesion Policy: Regarding the implementation of Structural Funds, even more 
competences should be transferred to Member States and regions since the “shared 
management“ is a substantial cause for the complexity of Structural Funds. We support the 

“integrated approach”, where the administration and control of Structural Funds is carried 
out on the basis of national standards (“devolved management”). 
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Competition Policy (State Aid): The Commission explains in its Regulation 1407/2013 that 

de minimis aid does not fall under the prohibition of state aid in art. 107 TFEU. Such 
measures can be deemed not to have any effect on trade between Member States and not 
to distort or threaten to distort competition. In accordance with the principle of subsidiarity, 

it would be reasonable to remove these state aids from the regulatory and administrative 
power of the Commission and to redelegate them to the Member States. In this case, for ex. 
the cumbersome state aid montoring by the Member States foreseen in Regulation 1407/2013 

would not be necessary anymore which would simplify national aid schemes. 
 
4. Proposals and measures at EU level which do not respect the principle of subsidiarity 

 

 Proposal for a Directive on a proportionality test before adoption of new regulation 
of professions (COM(2016) 822)  

Already Directive 2013/55/EU introduced criteria for the evaluation of proportionality. 
However, in its proposal COM(2016) 822 the Commission presented an extended list of 
compulsory criteria for the regulation of professions. These criteria substantially constrain 

the freedom of decision of the national legislator in autonomous areas of competence 
regarding the regulation of professions. From the Austrian Federal Economic Chamber’s point 
of view, the proposal contains a significant, disproportionate, unnecessary and inappropriate 

intervention in the national law-making process. Therefore, this proposal does not respect 
the principles of subsidiarity and proportionality. 
 

 Proposal for a Single Market Information Tool (SMIT) (COM(2017) 257) 
The European Commission is proposing a Single Market Information Tool (SMIT) that would 

enable it - in cases of serious Single Market malfunctioning - to gather information directly 
from firms. The goal is to improve the enforcement of existing Single Market rules and to 
prepare proposals for effective policy intervention. All in all, introducing the SMIT in the 

way it is explained by the Commission the competences between the European Union level 
and national levels would not be respected because usually Member States are responsible 
for implementing and enforcing internal market provisions.  

 

 Proposal for a Regulation on adressing Geoblocking (COM(2016) 289) 
The obligation to contract caused by the provisions of the Geoblocking Regulation interferes 

excessively and therefore unnecessarily in the competences of the Member States. Already 
for this reason it infringes the principles of subsidiarity and proportionality. 
 

 Proposal for a Regulation to establish a European Deposit Insurance Scheme 
(COM(2015) 586)  

The planned European Deposit Insurance Scheme does not comply with the principle of 
subsidiarity insofar as small banks would be liable for the insolvencies of bigger foreign 
investment banks. The risks in the different banking sectors in the Member States vary, 

therefore a division of debts must not be established. 
 

 Regulation (EU) 2017/2158 for the reduction of the presence of acrylamide in food 
This regulation obliges food business operators to implement compulsory measures in order 
to reduce acrylamide. Those measures encompass new burden and red tape. The Austrian 

Federal Economic Chamber doubts, that the choice of potato variety, its storage 
temperature as well as the obligation to use and hang up charts with the frying colour of 
French fries in the kitchen are provisions necessary at EU-level. From our point of view, this 

regulation goes against the Better Regulation Agenda and its aim to focus on “big topics”, 
thus respecting the principle of subsidiarity. Therefore Regulation (EU) 2017/2158 should be 

repealed or changed into a recommendation. 
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 Proposal for a Directive on work-life balance for parents and carers (COM(2017) 253 
We reject the provision that parents exercising their right to leave shall receive an adequate 
allowance no less than the level of the existing sick pay entitlement as being incompatible 
with the principle of subsidiarity. 

 

 Common Corporate Tax Base (COM(2016) 685) 
It has to be challenged whether a common corporate tax base (COM(2016) 685) complies 
with the requirements of art. 115 TFEU and whether the preservation of status quo really is 
a threat to the functioning of the Single Market. We see a European added value only in a 

common consolidated corporate tax base (CCCTB), which would only be achieved in a second 
step once the second directive proposal (COM(2017) 683) is adopted. 
 

 Consumer Rights Directive 2011/83/EU 
In accordance with the principles of subsidiarity and proportionality, those contracts should 
be exempted from the provisions for off premises contracts in the Consumer Rights Directive 

where the consumer himself has established a business contact with the entrepreneur (for 
ex. when a craftsman is called to the apartment). 
 

 Proposal for a Directive on certain aspects concerning contracts for the sales of goods 
(COM(2017) 637) 

The current Directive 1999/44/EC on certain aspects of the sale of consumer goods defines 
EU-wide minimum standards for a guarantee scheme, regardless of the form of distribution. 
This directive shall be repealed by the amended proposal for the sale of goods (COM(2017) 

637) which aims at a new, fully harmonised guarantee scheme for all sales contracts 
regardless of the way of distribution. Compared to the current situation this proposal does 
not entail any European added value, since it will only result in minimum standards at an 

even higher level. Instead, in accordance with the principle of subsidiarity, non-legislative 
measures would be sufficient: for example reliable and easily accessible information for 
entrepreneurs about the concrete implementation of the guarantee scheme in the various 

Member States. This information could be provided on the website of the Commission in all 
official EU languages. 
 

 EU-wide sanctions regarding the infringement of consumer protection provisions 
Regarding the infringement of EU consumer protection provisions, the Commission plans to 

present proposals for EU-wide substantial fines in April 2018. Such fines are not compatible 
with the principle of subsidiarity since the way of enforcement (for example fines or 
enforcement by civil law) should be left to the Member States. Instead of an EU provision 

for fines the simplification of EU consumer rights law, in particular the Consumer Rights 
Directive 2011/83/EU, is urgently needed. 
 

 Creation of individual remedies in the field of Directive 2005/29/EC on unfair 
commercial practices 

This Commission proposal is foreseen for April 2018. From the Austrian Federal Economic 

Chamber’s point of view, further EU provisions for remedies which go beyond those in 
Directive 1999/44/EC on certain aspects of the sale of consumer goods are not needed. They 
would seriously interfere with the various national civil laws, therefore they have to be 

rejected on the grounds of the subsidiarity principle. 
 

 Certain aspects of European Economic Diplomacy 
Currently the European External Action Service (EEAS) is - under the heading “European 
Economic Diplomacy” - the driving force behind support measures for businesses in third 

countries (for ex. Business Avenues), although the competence for trade promotion belongs 
in principle to the Member States. From the Austrian Federal Economic Chamber’s point of 
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view, activities in the frame of European Economic Diplomacy must show a clear European 

added value and need to be coordinated with existing national activities. This is not the 
case when businesses are directly supported by EU activities instead of national trade 
promotion organisations.  

 
5. Policy areas with a clear European added value where future legislative measures 

should be carried out with sound judgement  

 
The following policy areas show in principle a clear European added value, therefore EU 
competences in these areas should not be redelegated to the national level. Nevertheless, 

in the future the European Commission should act here with sound judgement and caution, 
since a high level of regulation already exists or a consolidation of already existing 
measures seems necessary. 

 
• Social Policy 
• Single Market 

• Tax Policy 
• Financial Services 
• Cohesion Policy 

• Environmental Policy 
• Transport Policy 
• Media and Telecommunication 

• Digitalisation 
• Education and Vocational Training 
• Tourism 

 
6. Further policy areas and EU programmes with a clear European added value 
 

• Economic and Monetary Union 
• Trade Policy 
• Research and Technological Development 

• Common Security and Defence Policy 
• Migration and Asylum 
• European Social Funds (ESF) 

• ERASMUS + 
• Culture / Creative Industries 
• Trans-European Networks 

• Programme for the Competitiveness of Enterprises and SMEs (COSME) 
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1. Grundsätzliche Überlegungen 

Das Subsidiaritätsprinzip soll gewährleisten, dass die Union in den Bereichen, die nicht in 
ihre ausschließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig wird, sofern und soweit die Ziele der in 

Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf 
regionaler oder lokaler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr 
auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind (Art. 5 Abs. 3 EUV). 

 
Aus Sicht der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) sollte das Subsidiaritätsprinzip als 
Grundprinzip und Handlungsrahmen weiter gestärkt und ausgebaut werden, indem 

zukünftig nur mehr Regelungen mit klarem europäischen Mehrwert verabschiedet werden. 
Dadurch kann auch Überregulierung vermieden und ein unternehmensfreundliches Umfeld 
geschaffen werden.  

 
Die Task-Force Subsidiarität, Verhältnismäßigkeit und „Weniger, aber effizienteres Handeln“ 
hat u.a. die Aufgabe, Bereiche zu identifizieren, in denen die Beschlussfassung und/oder 

Umsetzung ganz oder teilweise von der EU-Ebene auf die nationale Ebene zurückübertragen 
werden kann. Wir weisen darauf hin, dass die Verlagerung von Kompetenzen auf die 
nationale Ebene nicht automatisch eine Entlastung der Unternehmen gewährleistet. 

Sowohl die EU-Ebene als auch die nationale Ebene müssen ein unternehmensfreundliches 
Umfeld zum Ziel haben. 
 

Die Notwendigkeit einer besseren Rechtsetzung und Vereinfachung des regulatorischen 
Umfelds wird u.a. durch die Ergebnisse einer Eurobarometer-Umfrage zur Wahrnehmung von 
Gesetzgebung in der EU durch Unternehmen unterstrichen. Diese Ergebnisse sind ein 

deutliches Warnsignal. Demnach haben 70% (!) der Unternehmen die Einschätzung, dass in 
der EU allgemein die Gesetzgebung den bürokratischen Aufwand erhöht, und 67% erachten 
Gesetzgebung als Ursache für eine Erhöhung ihrer Verwaltungskosten. Besonders bedenklich 

ist aber auch, dass 36% der Unternehmen, also mehr als jedes 3. Unternehmen, die für 
Unternehmen zur Anwendung kommenden Gesetze sogar als Hindernis für Innovation und 
34% als Erschwernis für ihre Geschäftsentwicklung betrachten.1 Zahlreiche der in diesem 

Positionspapier genannten EU-Rechtsakte und Rechtssetzungsinitiativen werden diese 
Ergebnisse noch verschärfen. 
 

Das Subsidiaritätsprinzip wird konsequenterweise auch auf den Mehrjährigen Finanzrahmen 
ab 2021 Auswirkungen haben. Aus Sicht der WKÖ müssen die Ausgaben auf EU-Ebene 
verstärkt auf Bereiche mit einem europäischen Mehrwert ausgerichtet und mit der 

wirtschaftspolitischen Koordinierung auf EU-Ebene verknüpft werden.  
 
Auch die Einnahmenseite des nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens muss im Einklang mit 

dem Subsidiaritätsprinzip stehen. Die Beiträge der Mitgliedstaaten müssen ihrer 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit entsprechen und sollen weiter nach dem 
Bruttonationaleinkommen bemessen werden. Die WKÖ sieht keine Notwendigkeit für neue 

steuerbasierte Eigenmittel. Entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip ist es besser, den 
Mitgliedstaaten die Entscheidung zu überlassen, wie sie die Finanzierung des nationalen 
Beitrags zum europäischen Haushalt sicherstellen und welche Steuern sie zu diesem Zweck 

heranziehen. 

                                            
1 Flash Eurobarometer 451, Business perceptions of regulation, Oct 2017 
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2. Verbesserte Anwendung der Prinzipien der Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit 

Unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips sollen neue Rechtsakte nur dann vorgeschlagen 
werden, wenn erstens der zu regelnde Bereich nicht bereits in einem anderen Rechtsakt 
abgedeckt ist und zweitens die Folgenabschätzung sowohl einen klaren europäischen als 

auch wirtschaftlichen Mehrwert aufzeigt.  
 
Auch im federführenden Ausschuss des Europäischen Parlaments und in der zuständigen 

Ratsarbeitsgruppe soll zu Beginn des Rechtsetzungsprozesses systematisch bewertet 
werden, ob der Vorschlag der Kommission dem Subsidiaritätsprinzip entspricht. 
 

Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen für Rechtsakte sowie im Gesetzgebungsprozess ist eine 
genaue Prüfung der Vereinbarkeit mit dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit von großer 
Bedeutung, um überschießende Regelungen zu vermeiden. 

3. Bereiche, in denen die Beschlussfassung oder Umsetzung teilweise auf die 
nationale Ebene zurückübertragen werden sollte 

In folgenden Bereichen erscheint eine teilweise Zurückübertragung der Beschlussfassung 
oder Umsetzung auf die nationale Ebene sinnvoll: 

 

Umweltpolitik 
 

Im Bereich Bodenschutz hat sich anhand der gescheiterten Bodenschutzrahmenrichtlinie 
eindeutig gezeigt, dass die Mitgliedstaaten einschließlich Österreich mehrheitlich keinen EU-
Bedarf für eine Rahmenrichtlinie sehen. Daher sollte Art. 192 Abs. 1 und Abs. 2 AEUV in 

diesem Bereich nicht zur Anwendung kommen. 
 

Kohäsionspolitik 
 

Im Sinne der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit sollten den Mitgliedstaaten und Regionen 
noch mehr Kompetenzen bei der Abwicklung der Strukturfonds übertragen werden, da die 
„geteilte Mittelverwaltung“ eine wesentliche Ursache der Komplexität bei den EU-

Regionalförderungen ist (wie auch im Regierungsprogramm der neuen Bundesregierung 
festgestellt). Die WKÖ unterstützt daher auch den von mehreren Mitgliedsstaaten (inkl. 
Österreich) vorgeschlagenen „differenzierten Ansatz“: Demnach sollte die Verwaltung und 

Kontrolle der EU-Regionalförderungen auf Basis nationaler Standards erfolgen („devolved 
management“). Dieses Modell sollte Mitgliedstaaten offenstehen, die bestimmte 
Bedingungen erfüllen (Anteil der nationalen Kofinanzierung entspricht oder übersteigt die 

EU-Mittel in den jeweiligen Programmen; die Größe des Programms übersteigt einen 
gewissen Schwellenwert nicht, z.B. 1 Mrd. Euro EU-Mittel für die gesamte 
Programmlaufzeit). Die nationalen Prüfbehörden sollen jedes Gold Plating vermeiden und 

auch ex ante Auskunft geben, ob eine konkrete Projektumsetzung richtlinien- und 
regelkonform ist oder nicht. 
 

Wettbewerbspolitik (Beihilfenrecht) 
 
Die Kommission führt in ihrer VO 1407/2013 aus, dass De-minimis-Beihilfen, d.h. 

transparente staatliche Fördermittel bis zu 200.000 EUR pro Unternehmen über 3 Jahre, in 
Hinblick auf das Beihilfenverbot in Art. 107 AEUV nicht tatbestandsmäßig sind. Denn es ist 
davon auszugehen, dass solche Förderungen weder Auswirkungen auf den 

zwischenstaatlichen Handel haben noch den Wettbewerb zu verfälschen drohen.   
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Wenn es aber bezüglich der De-minimis-Beihilfen keine Tatbestandsmäßigkeit gibt und diese 

auch nicht dem Anmeldeverfahren bei der Kommission unterliegen, stellt sich die Frage, 
warum hier eine Regelungskompetenz auf EU Ebene vorliegen soll. Im Sinne des 
Subsidiaritätsprinzips wäre es sinnvoll, diese Formen der staatlichen Förderung aus der 

Regelungs- und Verwaltungshoheit der Kommission zu entlassen und den Mitgliedstaaten 
rückzuübertragen. Dann wären viele in der VO 1407/2013 vorgesehene Regelungen nicht 
mehr notwendig, wie z.B. das aufwendige Beihilfenmonitoring durch die Mitgliedstaaten. 

Das würde wiederum zu einer Vereinfachung für das nationale Förderwesen führen. 

4. Vorschläge und Maßnahmen auf EU-Ebene, die das Subsidiaritätsprinzip nicht 
berücksichtigen 

Binnenmarkt 
 
1. Vorschlag für eine Richtlinie über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 

Berufsreglementierungen  

 
Unter so genannten „reglementierten“ Berufen versteht man selbständige Tätigkeiten, 
deren Ausübung oder Zugang gesetzlich an eine bestimmte Qualifikation gebunden ist. 

Aufgrund historischer Entwicklungen und Erfahrungen sind die jeweiligen Tätigkeiten und 
die Qualifikationsanforderungen in den Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgeprägt. Der 
Grund für die Reglementierungen ist der Schutz vielfältiger öffentlicher Interessen inklusive 

Konsumentenschutz, wobei insbesondere die Qualität der Leistungen der Berufsangehörigen 
aufgrund ihres Ausbildungsstandards diesen Schutz gewährleistet. 
 

Der Richtlinienvorschlag über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer 
Berufsreglementierungen (COM(2016) 822) stützt sich auf Art. 46, Art. 53 Abs. 1 und Art. 
62 AEUV. Die genannten Artikel zielen auf eine Nichtdiskriminierung von Arbeitnehmern und 

Selbständigen sowie auf gegenseitige Anerkennung ihrer Qualifikationen ab, jedoch nicht auf 
die Angleichung der Qualifikationsanforderungen der Mitgliedstaaten. 
 

Die Regulierung reglementierter Berufe soll zwar laut Richtlinienvorschlag weiterhin im 
Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten bleiben. Diese können weiterhin einzeln und ohne 
Absprache entscheiden, ob es einen Bedarf gibt, Regeln oder Beschränkungen für den Zugang 

zu einem reglementierten Beruf vorzusehen oder nicht. Dies ist möglich, sofern die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Nichtdiskriminierung gewahrt bleiben. Auch der 
EUGH hat stets anerkannt, dass jeder Mitgliedstaat bestimmen kann, welche Berufe er 

reglementiert und auf welchem Niveau die Reglementierung erfolgt. 
 
Bereits durch die RL 2013/55/EU gab es eine wesentliche Modernisierung im Bereich der 
reglementierten Berufe, die auch Kriterien zur Evaluierung der Verhältnismäßigkeit 
einführte. Im Richtlinienvorschlag COM(2016) 822 hat die Kommission jedoch eine 

erweiterte Liste an verbindlichen Kriterien für die reglementierten Berufe vorgelegt: 11 
Prüfkriterien in Artikel 6 Abs. 2 sowie zehn weitere ergänzende Kriterien in Art. 6 Abs. 4. 
Diese engen die Entscheidungsfreiheit der nationalen Gesetzgeber in autonomen 

Zuständigkeitsbereichen der Reglementierung von Berufen erheblich ein. 
 
Hauptkritikpunkte sind: 

 Erheblicher, unverhältnismäßiger, nicht erforderlicher und nicht zweckmäßiger Eingriff 
in die Art der nationalen Rechtsetzung; keine Frage des Binnenmarkts  

 Wesentliche und unnotwendige Verbürokratisierung der nationalen Rechtsetzung durch 
diesen umfangreichen, aufwendigen Verhältnismäßigkeitsprüfungsmechanismus  
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 Der Kriterienkatalog kann nicht alle möglichen nationalen/regionalen Erfordernisse 
abdecken 

 Erhebliche zeitliche Verzögerungen in der Umsetzung sind selbst bei kleinen 
Änderungsvorhaben zu befürchten und können daher zu Rechtsunsicherheit für 
Unternehmen führen. 

 

Daher ist aus Sicht der WKÖ dieser Richtlinienvorschlag nicht mit den Grundsätzen der 
Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit vereinbar. Dieser grundsätzlichen Position ist im 
Wesentlichen auch der EU-Ausschuss des Bundesrates mit seiner Subsidiaritätsrüge vom 15. 

März 2017 gefolgt. 
 
2. Vorschlag für ein Binnenmarkt-Informationstool (SMIT)  

 
Mit dem Binnenmarkt-Informationstool (SMIT) (COM(2017) 257) möchte die Kommission im 
Falle schwerwiegender Störungen des Binnenmarktes Informationen direkt bei den 

Unternehmen anfordern, um die Binnenmarktvorschriften besser durchzusetzen und 
Vorschläge für politische Maßnahmen zu erstellen. Mit diesem Tool würde man z.B. die 
Möglichkeit schaffen, direkt bei Unternehmen Informationen über die Kostenstruktur, 

Preisgestaltung, Gewinne, Merkmale von Waren oder Dienstleistungen und Kunden- und 
Lieferantenbeziehungen anzufordern, was aus Sicht der Unternehmen mit einem 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand verbunden wäre. 

 
Im Bereich des Binnenmarktes besitzt die Kommission selbst keine allgemeinen 
Ermittlungsbefugnisse, um Unionsrecht durchzusetzen. Binnenmarktrelevante 

Bestimmungen werden durch die Mitgliedstaaten umgesetzt bzw. vollzogen.  

 
Der Vorschlag der EU-Kommission und das darin angestrebte Durchgriffsrecht wird daher 
von der WKÖ sehr kritisch gesehen und ist nicht mit den Prinzipien der Subsidiarität und 
Verhältnismäßigkeit vereinbar. Auch der EU-Ausschuss des Bundesrates hat am 5. Juli 2017 

in einer Mitteilung an die EU-Institutionen auf diese Problematik hingewiesen. 
 
3. Vorschlag für eine Geoblocking-Verordnung 

 
Der österreichische Bundesrat hat in seiner Subsidiaritätsrüge vom u.a. deutlich gemacht, 
dass der von den Vorgaben der Geoblocking-VO bewirkte Kontrahierungszwang jedenfalls 

auf ungeeignete weil überschießende Weise und daher unnötig in die Zuständigkeit der 
Mitgliedsstaaten eingreift und daher schon aus diesem Grund die Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit verletzt wird.  

 
Der nun bedauerlicher Weise schon vor der endgültigen Annahme befindliche 
Verordnungsvorschlag COM(2016) 289 ist eines der plakativsten Beispiele für EU-

Rechtsetzung ohne realen EU-Mehrwert, dafür aber Anpassungs- und Folgekosten und 
unnötigem administrativen Aufwand für Unternehmen.  
 

4. Vorschlag für eine EU-Einlagensicherung 
 
Die geplante EU-Einlagensicherung (COM(2015) 586) ist nicht vom Subsidiaritätsprinzip 

gedeckt. Sie würde zu einer Schuldenteilung unter Banken der Euro-Mitgliedstaaten führen. 
Kleine Banken müssten für die Insolvenzen großer ausländischer Investmentbanken 
mithaften. Die Risiken in den einzelnen Banksektoren der Mitgliedstaaten sind 

unterschiedlich hoch, daher darf es hier - wie auch auf der Ebene der Mitgliedstaaten - nicht 
zu einer Schuldenteilung kommen. 
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5. Verordnung für die Senkung des Acrylamidgehalts in Lebensmitteln 

 
Die Verordnung (EU) 2017/2158 zur Festlegung von Minimierungsmaßnahmen und 
Richtwerten für die Senkung des Acrylamidgehalts in Lebensmitteln verpflichtet 

Lebensmittelunternehmer dazu, verbindliche Maßnahmen zur Reduktion des 
Acrylamidgehalts zu ergreifen. Sie wurde im Komitologieverfahren angenommen, gestützt 
auf die Verordnung (EG) 852/2004 über Lebensmittelhygiene. Für die Wirtschaft bringt sie 

neue Belastungen und Bürokratie.  
 
Nach der Better Regulation-Agenda konzentriert sich die Kommission unter Beachtung des 

Subsidiaritätsprinzips bei neuen Rechtsvorschriften auf Dinge, die tatsächlich auf EU-Ebene 
angegangen werden sollen. Diesbezüglich bezweifeln wir, dass die Wahl der Kartoffelsorte 
sowie deren Lagerungstemperatur eine notwendige EU-Regelung ist. Die Verpflichtung, 

Farbtafeln mit dem Bräunungsgrad von Pommes Frites zu verwenden und diese in der Küche 
aufzuhängen, sehen wir ebenso wenig als EU-weit erforderliche Bestimmung an. Mit der 
Verordnung (EU) 2017/2158 verstößt die Kommission daher gegen ihre eigenen Grundsätze. 

Wir weisen darauf hin, dass sich die 2013 veröffentliche Empfehlung der Europäischen 
Kommission mit Richtwerten ebenso bewährt hat wie freiwillige Maßnahmen der 
Lebensmittelwirtschaft. Daher wäre die Verordnung (EU) 2017/2158 aufzuheben oder in 

eine Empfehlung umzuwandeln. 

 

Sozialpolitik 
 
1. Vorschlag für eine Richtlinie über die Vereinbarkeit Beruf und Familie 

 
Die interinstitutionelle Proklamation der Europäischen Säule Sozialer Rechte wurde im 
November 2017 unterzeichnet. Die Prinzipien richten sich in erster Linie an die 

Mitgliedstaaten, die über Fortschritte zur Erreichung der Prinzipien im Rahmen des 
Europäischen Semesters berichten müssen. Im Rahmen der Europäischen Säule sozialer 
Rechte wurde auch die Richtlinie über die Vereinbarkeit Beruf und Familie (COM(2017) 253) 

vorgelegt. Diese soll Vaterschafts-, Elternkarenz und Pflegeurlaubsansprüche schaffen, die 
mindestens in der Höhe des Krankengeldes abgegolten werden. Diese Bestimmung wird aus 
Kosten- und Subsidiaritätsgründen abgelehnt. 

 

Steuerpolitik 
 
1. Harmonisierung der Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 

 
Art. 113 AEUV enthält einen Harmonisierungsauftrag ausschließlich für die Umsatzsteuer, 
Verbrauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern. Direkte Steuern wie beispielsweise die 

Einkommensteuer oder die Körperschaftsteuer sind in diesen Bestimmungen nicht erwähnt. 
 
Richtlinien im Bereich des gesamten Steuerrechts können lediglich auf Grundlage des Art. 

115 AEUV erlassen werden, aber nur dann, wenn sie sich unmittelbar auf die Errichtung oder 
das Funktionieren des Binnenmarkts auswirken. Dieser Artikel dient insbesondere als 
Grundlage für die Angleichung von Bestimmungen im Bereich der direkten Steuern. 

 
Kritisch zu hinterfragen ist, ob eine Harmonisierung der Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage (COM(2016) 685) den Anforderungen des Artikels 115 AEUV entspricht 

und eine Beibehaltung des Status Quo tatsächlich eine Gefährdung des Funktionierens des 
Binnenmarkts darstellt. Ein europäischer Mehrwert ist nur in einer Konsolidierung der 
Körperschaftsteuer (CCCTB) zu sehen, welcher erst in einem zweiten Schritt, das bedeutet 

mit Annahme eines zweiten Richtlinienvorschlags (COM(2016) 683), zu erreichen wäre.  
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Verbraucherschutz 
 
Im Verbraucherschutzbereich iwS ist in den letzten Jahren eine „Regulierungsspirale“ auf 
EU-Ebene festzustellen, der unter dem Blickwinkel der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit 

dringend Einhalt zu gebieten ist. Nicht die Schaffung von neuen Regelungen ist geboten, 
sondern die Vereinfachung des bestehenden Regelungsumfeldes, zumal die im Mai 2017 
veröffentlichten Ergebnisse des Verbraucherrechts-Fitness-Check gezeigt haben, dass - aus 

Sicht des Verbraucherschutzes - die bestehenden Richtlinien „fit for purpose“ sind.  
 
Das Subsidiaritätsprinzip, die Erhaltung von Handlungsspielräumen für den 

unternehmerischen Wettbewerb, die Wahrung der unternehmerischen Freiheit sowie das 
Prinzip der Vertragsfreiheit müssen als leitende Prinzipien künftig wieder mehr 
Berücksichtigung erfahren. Dadurch soll gewährleistet werden, dass neue zwingende 

Verbraucherschutzregeln dem Gebot der Verhältnismäßigkeit entsprechen und nur dann 
erlassen werden, so ein besonderer Schutzbedarf und eine sachliche Rechtfertigung 
bestehen.  

 
1. Verbraucherrechte-RL 

 
Verträge, bei denen der Verbraucher selbst den Geschäftskontakt mit dem Unternehmer 
angebahnt hat (z.B. einen Handwerker zu sich in die Wohnung gerufen hat), sollen im Sinne 

des Prinzips der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit von den Vorgaben über 
Außergeschäftsraumverträge der Verbraucherrechte-RL 2011/83/EU ausgenommen 
werden. 

 
Die Regelungen über Außergeschäftsraumverträge kommen nach der Verbraucherrechte-RL 

auch dann zum Tragen, wenn z.B. ein Handwerker wegen eines Auftrages in die Wohnung 
des Kunden (z.B. Malerarbeiten, Elektroinstallationsarbeiten, Haarservice eines Friseurs in 
der Wohnung etc.) gerufen wird und dort vor Ort der Vertrag geschlossen wird. Die 

komplexen Vorgaben (überbordende Informationspflichten, die „auf Papier“ zu erteilen 
sind) sind für KMU nicht zu bewerkstelligen, mit immensen bürokratischen Belastungen und 
potentiell völlig unverhältnismäßigen Sanktionen bei bestimmten Fehlern (Entfall des 

gesamten Entgelts im Rücktrittsfall) verbunden. Auch bei Verbrauchern stößt diese 
Bürokratie auf Unverständnis. Wenn der Verbraucher eine rasche Ausführung des Auftrages 
wünscht, muss er „auf Papier verlangen“, dass mit der Ausführung der Arbeiten innerhalb 

der Widerrufsfrist begonnen wird. 
 
Die Einbeziehung von von Verbrauchern selbst angebahnten Geschäften in die Vorgaben für 

Außergeschäftsraumverträge hat ein juristisches Minenfeld geschaffen, dessen sich wohl die 
überwältigende Mehrheit der europäischen KMU noch gar nicht bewusst sein dürfte. Die 
davor geltende Haustürwiderrufs-RL hatte nämlich eine Differenzierung zwischen sog. selbst 

angebahnten Geschäften und „Überrrumpelungs“-Geschäften enthalten. Diese wurde primär 
nur deshalb aufgegeben, weil es in einem Mitgliedstaat (UK) damit in der Praxis Probleme 
gab. 

 
2. RL-Vorschlag zum Warenhandel 
 

Mehrere Vorschläge für verbraucherschutzrechtliche Rechtsakte sind derzeit auf der Agenda 
der europäischen Institutionen, wie etwa der bereits im Trilog befindliche RL-Vorschlag über 
digitale Inhalte (COM(2015) 634).  

 
Mit der von der Europäischen Kommission schon Ende 2015 vorgeschlagenen RL über 
bestimmte vertragsrechtliche Aspekte des Online-Warenhandels sollte zudem ein neues, 

vollharmonisiertes Gewährleistungsregime für den Warenkauf im Fernabsatz eingeführt 
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werden. Mit dem geänderten Vorschlag über den Warenhandel (COM(2017) 637) wird der 

Vorschlag auf alle Kaufverträge – die auch Verträge über herzustellende Waren umfassen – 
unabhängig von der Art des Vertriebes ausgedehnt. Die derzeit geltende Richtlinie 1999/44 
über den Verbrauchsgüterkauf, mit der das Gewährleistungsrecht europaweit - und zwar 

unabhängig von der Form des Vertriebs – ohnehin mindestharmonisiert vereinheitlicht wurde, 
soll aufgehoben werden. 
 

Vollharmonisierung wäre aus Sicht der Wirtschaft zwar grundsätzlich der sinnvollste 
Regelungsansatz, birgt aber leider die Gefahr des sachlich nicht berechtigten 
Hinaufschraubens der Verbraucherschutzstandards in sich, was sich im Vorschlag bereits 

durch vorgeschlagene, gravierende Verschärfungen für Unternehmen manifestiert (z.B. 
Vermutungsfrist für das Vorliegen eines Mangels bei Übergabe von 2 Jahren statt 6 Monate 
oder Recht auf Vertragsaufhebung auch bei geringfügigen Mängeln, keine Möglichkeit der 

Fristverkürzung für gebrauchte Sachen). Schon die Verhandlungen zur Verbraucherrechte-RL 
zeigten, dass Vorschriften über die Gewährleistung aufgrund der unterschiedlichen 
Interessen der Mitgliedstaaten und Institutionen nicht sinnvoll vollharmonisiert werden 

konnten. Selbst im sachlich begrenzten Bereich des RL-Vorschlages über digitale Inhalte 
konnte im Rat keine Vollharmonisierung erreicht werden, sondern wird die Länge der 
Haftungsdauer nur mindestharmonisiert und auch die Regelung der Verjährung den 

Mitgliedstaaten überlassen. Auch im EP scheint es bei der Warenhandels-RL bereits in 
Richtung Abgehen von der Vollharmonisierung zu gehen. 
 

Der Vollharmonisierungsansatz wäre aber die einzige Basis bzw. Rechtfertigung für eine neue 
EU-Regelung zum Gewährleistungsrecht, denn die kürzlich vorgelegten Ergebnisse des von 
der Kommission durchgeführten Fitness-Checks von mehreren Verbraucherschutz-RL, u.a. 

auch der Verbrauchsgüterkaufs-RL 1999/44, kommen zum Ergebnis, dass die materiell-
rechtlichen Regelungen der geprüften Richtlinien nach wie vor „fit for purpose“ sind.2 
 

Die Argumentation, dass Kunden durch ein noch höheres Niveau im Gewährleistungsrecht 
mehr Vertrauen in den Binnenmarkt haben würden, ist als Begründung für einen neuen 
Rechtsakt mit derart massiven Verschärfungen ebenfalls nicht nachvollziehbar, da bereits 

ein sehr hohes Maß an Verbraucherschutz und Verbrauchervertrauen gegeben ist: Auch ohne 
vollharmonisierte Gewährleistungsbestimmungen haben sich grenzüberschreitende online-
Käufe im Zeitraum 2006 bis 2016 mehr als verdreifacht und sind von 6% auf 19% gestiegen. 

Das Vertrauen von Verbrauchern in grenzüberschreitende online-Käufe ist von 10% auf 58% 
gestiegen (2003-2016). Es bedarf daher der gegenständlichen Richtlinie keinesfalls und sie 
ist daher nicht mit dem Prinzip der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit vereinbar. 

 
Anstatt einer Neuregelung ohne EU-Mehrwert im Vergleich zur bestehenden Situation, da 
diese letztlich wiederum nur auf eine Mindestharmonisierung aber auf noch höherem Niveau 

hinauslaufen würde, sind - im Sinne des Subsidiaritätsprinzips - nicht-legislative Maßnahmen 
vollkommen ausreichend: Seitens der Kommission wurde für die seit Jahren laufenden 
Regulierungsbemühungen u.a. im Gewährleistungsrecht und darüber hinaus (z.B. CESL) die 

Rechtslage in den Mitgliedstaaten in zahlreichen Studien erhoben. Es gibt aber noch immer 
keine verlässliche und leicht zugängliche Information für Unternehmen über die konkrete 
Ausgestaltung des Gewährleistungsrechts in den einzelnen Mitgliedstaaten. Eine solche 

Darstellung auf der Homepage der Kommission zu jedem Mitgliedstaat, übersetzt in alle 
Amtssprachen, wäre geboten und würde den überaus kostspieligen Rechtsetzungsprozess 
auf EU-Ebene und dann in Folge in jedem Mitgliedstaat bei der Umsetzung sowie den 

                                            
2 siehe u.a. die Zusammenfassung der Eignungsprüfung (SWD (2017) 208 final, 23.5.2017), S.3, S.4: „… hat sich 
gezeigt, dass die materiell-rechtlichen Vorschriften der bewerteten Richtlinien geeignet sind, bestehenden 
verbraucherrechtlichen Problemen, auch neuen Formen von Verstößen im Internet, entgegenzuwirken, auch 
wenn sie vor der starken Zunahme des elektronischen Geschäftsverkehrs angenommen wurden.“ 
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Umstellungsaufwand und vor allem die dauerhaften Belastungen für die Unternehmen 

überflüssig machen. 
 
3. Pläne zur „gezielten Überarbeitung“ von Verbraucherschutz-RL  

 
Die Kommission hat weitere Rechtsetzungsvorschläge für eine „gezielte Überarbeitung“ von 
Verbraucherschutz-RL für April 2018 angekündigt. Unter anderem sollen EU-weit drastische 

Geldstrafen bei Verstößen gegen EU-Verbraucherschutzvorschriften und individuelle 
Rechtsbehelfe im Rahmen der RL über unlautere Geschäftspraktiken (UGP-RL) eingeführt 
werden. Dies ist nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar. 

 
• EU-weite Sanktionsregelungen bei Verstößen gegen Verbraucherschutzregeln 

 
Die Ergebnisse des Consumer Conditions Scorboard 2017 zeigen ganz deutlich, dass hohe 
Strafen nicht jedenfalls ein probates Mittel darstellen, die Einhaltung von 

Verbraucherschutzbestimmungen bzw. gute Consumer Conditions zu gewährleisten. 
Vielmehr führen Mitgliedstaaten, die Verstöße mit drastischen Strafen, wie z.B. bis zu 10% 
des jährlichen Umsatzes, bedrohen und von Vertretern der Kommission insofern offenbar als 

best practice-Beispiele angeführt werden, rankings des Consumer Conditions Scoreboard 
gerade nicht im positiven Sinne, sondern z.B. hinsichtlich Compliance & Enforcement sogar 
im negativen Sinne an bzw. befinden sich zum Teil gerade einmal im Mittelfeld (siehe 

Länderberichte im Annex des Consumer Condition Scorboard, S. 118 ff, 129). 
Mitgliedstaaten, wie Deutschland oder Österreich, die - nicht primär - auf Strafen, sondern 
eine zivilrechtliche Rechtsdurchsetzung setzen, nehmen demgegenüber in den 

verschiedenen Rankings des Consumer Condition Scoreboard Top-Plätze in ganz Europa ein. 
So sind etwa Verbraucher in Österreich u.a. im geringsten Ausmaß von ganz Europa unfairen 
Geschäftspraktiken ausgesetzt und haben den zweithöchsten Vertrauenswert in die 

Unternehmen in ganz Europa. 
 
Es geht aber auch nicht darum, unterschiedliche Systeme der Mitgliedstaaten gegeneinander 

auszuspielen. Der Consumer Conditions Scoreboard zeigt, dass auch Systeme, die primär auf 
eine verwaltungsstrafrechtliche Sanktionierung setzen, effektiv sein können. Die Art der 
Durchsetzung soll aber – im Sinne des Subsidiaritätsprinzips - den Mitgliedstaaten 

überlassen sein, und gezielte Unterstützungsmaßnahmen für und in jenen Mitgliedstaaten 
getroffen werden, die – nach den Ergebnissen des Consumer Conditions Scoreboard – 
offenkundig Verbesserungsbedarf haben. 

 
Anstelle des mit dem Subsidiaritätsprinzip nicht vereinbaren Ansatzes einer EU-Regelung zu 
Geldstrafen sind folgende zwei Ansätze weiterzuverfolgen: 

 
Eine Vereinfachung des EU-Verbraucherrechts, insb. der Verbraucherrechte-RL, ist 
dringend erforderlich. Es muss als Alarmzeichen betrachtet werden, dass 34% der 

Unternehmen in der EU (d.h. jedes 3. Unternehmen) der Auffassung ist, dass die Kosten der 
Einhaltung von Verbraucherschutzbestimmungen unangemessen sind. Rund 29% der 
Unternehmen (also ebenfalls schon fast jedes 3. Unternehmen) hält die Einhaltung von 

Verbraucherschutzvorgaben für schwierig. Dabei wurden bei dieser Umfrage wirklich kleine 
Unternehmen gar nicht erfasst, sondern nur Unternehmen, die zumindest 10 Beschäftigte 
haben. Vor allem aber haben sich diese Werte seit 2014 auch europaweit auch weiter erhöht 

(siehe Retailers‘ attitude towards cross-border trade and consumer protection 2017, 63f). 
 

In Verbraucherschutz-Richtlinien ist vorzusehen, dass sowohl die mit der Rechtsdurchsetzung 

befassten Behörden als auch die zur Unterlassungsklage befugten Einrichtungen die 
Unternehmen bei einem erstmaligen Verstoß vor Einleitung eines Verwaltungsstraf- oder 
Unterlassungsklagsverfahrens zu BERATEN haben. Wenn das Unternehmen seinen Verstoß in 
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Folge einstellt, wäre von einer Bestrafung oder Klage abzusehen. Mit der Verankerung des 

Grundsatzes „BERATEN STATT STRAFEN UND KLAGEN“ wäre dem Verbraucherschutz weit 
mehr gedient, als mit der aktionistisch anmutenden Einführung unternehmensfeindlicher 
Geldstrafen. 

 
• Schaffung individueller Rechtsbehelfe im Bereich der RL über unlautere 

Geschäftspraktiken (UGP-RL) 

 
Die Kommission ist mit ihren seit Jahren betriebenen Ansätzen der Schaffung eines 
europäischen Zivilrechts zuletzt in Form einer Verordnung für ein Gemeinsames Europäisches 

Kaufrecht (GEKR bzw CESL) gescheitert. Nunmehr soll offenbar über den Umweg von 
„Rechtsbehelfen“ im Bereich der RL 2005/29/EG über unlautere Geschäftspraktiken ein 
weiterer Versuch unternommen werden, einen Schritt in diese Richtung zu setzen.  

 
Wenn z.B. in der Werbung Aussagen über Produkte gemacht werden, denen das Produkt dann 
in Wirklichkeit nicht entspricht, stehen Verbrauchern auf Basis der Verbrauchsgüterkaufs-RL 

1999/44 ohnehin Rechtsbehelfe zu (z.B. Verbesserung, Preisminderung). Darüber hinaus 
bestehen nach nationalem Zivilrecht Möglichkeiten wie z.B. das Recht der Irrtumsanfechtung 
oder Schadenersatz. Über die Verbrauchsgüterkaufs-RL hinausgehende weitere EU-

Regelungen zu Rechtsbehelfen sind nicht notwendig und würden einen gravierenden 
Eingriff in die nationalen Zivilrechtsordnungen bedeuten, der unter dem Blickwinkel des 
Subsidiaritätsprinzips abzulehnen ist. 

 

Bestimmte Aspekte der Europäischen Wirtschaftsdiplomatie 
 
Im Gegensatz zur gemeinsamen Handelspolitik kommt die Zuständigkeit für die 
Außenwirtschaftsförderung grundsätzlich den Mitgliedstaaten zu. Ungeachtet dessen 

bietet die EU seit etwa zwei Jahrzehnten Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen in 
Drittstaaten an. Diese gingen/gehen etwa in Richtung Kapazitätsaufbau (z.B. Executive 
Training Programme Japan), Vernetzung (z.B. AL-Invest-Programme) und konkrete Firmen-

Unterstützung, wie etwa die Organisation von Wirtschaftsmissionen (Gateway to Korea, 
Missions for Growth). Gegenwärtig ist in diesem Bereich der Europäische Auswärtige Dienst 
(EAD) unter dem Titel „Europäische Wirtschaftsdiplomatie“ die treibende Kraft (z.B. 

Business Avenues). Aus Sicht der WKÖ ist ein Wildwuchs an Förderaktivitäten und –
programmen entstanden, die weder effizient noch effektiv sind und in keinem Fall jene 
KMU aus den neuen Mitgliedstaaten erreichen, die u.a. als Hauptzielgruppe genannt 

werden.  
 
Besonders teuer und ineffizient sind jene EU-Programme, die zum Aufbau europäischer 

Strukturen im Ausland (z.B. EU-Business Centers) führen, die in Europa keine Anbindung an 
Außenwirtschaftsorganisationen und Wirtschaftskammern haben. Somit können diese 
Strukturen keine sinnvolle Unterstützung anbieten, da sie den europäischen KMU weder 

bekannt noch für diese verständlich sind. Bei Unternehmen jener Länder, die über ein gut 
funktionierendes Außenwirtschaftsnetz verfügen - wie etwa Österreich, Deutschland oder 
Frankreich - führen diese Strukturen bestenfalls zu Verwirrung. 

 
Außenwirtschaftsförderung funktioniert nur dann, wenn sie für die Zielgruppe, insbes. KMU, 
verständlich ist. Wir sehen Internationalisierung als einen Prozess, der zu Hause beginnt und 

weiterführender Unterstützung bedarf. Es ist wichtig, dass lokale Ansprechpartner verfügbar 
sind, die die Firmen in leicht verständlicher Sprache unterstützen. EU-Initiativen können dies 
nicht bieten. Außerdem sind die bisher gesetzten EU-Maßnahmen zeitlich begrenzt. Nach 

Beendigung eines Projekts erhalten die Unternehmen keine weitere Unterstützung, es fehlt 
somit an Kontinuität.  
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Die WKÖ begrüßt hingegen den im Reflexionspapier zur Globalisierung vom 10. Mai 2017 

angedeuteten Fokus der Aktivitäten der Europäischen Kommission bzw. des Europäischen 
Auswärtigen Dienstes (EAD) auf Fragen des Marktzuganges und der Marktöffnung. In diesen 
Bereichen kann die EU ihr politisches Gewicht zum Vorteil der Unternehmen einbringen. 

Konkret bedeutet das, dass die EU nicht nur umfassende und vertiefte Handelsabkommen 
abschließen, sondern auch deren effektive Implementierung sicherstellen soll, z.B. indem 
sie bei bestehenden oder neuen ungerechtfertigten Handelshemmnissen, von welchen z.B. 

KMU überproportional betroffen sind, umgehend Konsultationen mit dem Partnerland 
einleitet und mit Nachdruck die Einhaltung der im Handelsabkommen eingegangenen 
Verpflichtungen einfordert. Wenn europäische Unternehmen in Drittländern mit 

Diskriminierung oder unfairen Praktiken konfrontiert sind, soll die EU mit einer Stimme 
sprechen.  
 

Alle darüber hinaus gehenden Aktivitäten auf EU-Ebene müssen einen klaren europäischen 
Mehrwert aufweisen und mit bestehenden nationalen Aktivitäten koordiniert sein. Das ist 
nur dann der Fall, wenn sie:  

- ein Marktversagen unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips adressieren 
- keine nationalen Systeme und Programme duplizieren 
- Transparenz, Effektivität und Effizienz sicherstellen 

- in enger Abstimmung und Kooperation mit den nationalen 
Außenwirtschaftsorganisationen entwickelt und realisiert werden. 

 

Anstatt Steuergelder in kurzfristige Projekte und Aktivitäten zu investieren, wäre es 
vernünftig, bestehende nationale Strukturen direkt zu unterstützen. Ein gutes Beispiel ist 
die österreichische Initiative „go-international“, die gemeinsam von der Wirtschaftskammer 

Österreich und dem Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
umgesetzt wird. 

5. Politikbereiche mit klarem europäischen Mehrwert, in denen künftige 
legislative Maßnahmen mit Augenmaß erfolgen sollten  

Folgende Politikbereiche weisen grundsätzlich einen klaren europäischen Mehrwert auf, eine 
Rückverlagerung der jeweiligen Zuständigkeiten der Union auf die nationale Ebene sollte 
daher nicht erfolgen.  

 
Dennoch sollte die Europäische Kommission hier künftig Augenmaß und Zurückhaltung 
zeigen, da bereits eine hohe Regelungsdichte herrscht bzw. eine Konsolidierung der bereits 

vorhandenen Maßnahmen notwendig erscheint. Unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 
sollen neue Rechtsakte nur dann vorgeschlagen werden, wenn erstens der zu regelnde 
Bereich nicht bereits in einem anderen Rechtsakt abgedeckt ist und zweitens die 

Folgenabschätzung sowohl einen klaren europäischen als auch wirtschaftlichen Mehrwert 
aufzeigt. Ebenfalls zu beachten ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, um 
überschießende Regelungen zu vermeiden. 

 
Das seit 2012 laufende REFIT-Programm sollte konsequent und zeitnah abgearbeitet werden 
und die REFIT-Plattform effizienter gestaltet werden. 

 

Sozialpolitik 
 

Die EU hat einen großen Bestand an sozialem Acquis, der einerseits dem Schutz der 
Arbeitnehmer dient, aber auch für gleiche Wettbewerbsbedingungen in der EU sorgt. Denn 
Arbeitsrecht und Sozialpolitik sind wesentliche Wettbewerbsfaktoren. Diese Politikfelder 

auf europäischer Ebene gar nicht oder mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten zu 
regulieren führt schnell zu kompetitiven Vorteilen von Mitgliedstaaten, die den bestehenden 
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sozialen Acquis sofort deregulieren oder sich einer Koalition der Willigen nicht anschließen 

würden. Für existierende legislative Maßnahmen in diesem Bereich muss es daher bei einer 
Geltung im gesamten Gebiet der EU bleiben.  
 

Die WKÖ spricht sich für ein gewisses Mindestmaß an Sozialgesetzgebung aus, aber es soll 
auch der bereits bestehende große Bestand an sozialem Acquis beachtet werden. Seitens der 
Unternehmen besteht immer weniger Bereitschaft, ständig höhere Standards zu akzeptieren, 

wenn nicht im Gegenzug das Niveau anderer Bestimmungen abgesenkt werden darf. 
 
Die im November 2017 proklamierte Europäische Säule Sozialer Rechte ist eine politische 

Willenserklärung des Europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission und des 
Rates. Die Erwägungsgründe stellen klar, dass die Säule nicht rechtsverbindlich ist, sondern 
es einer legislativen Umsetzung auf der geeigneten Ebene (EU, Mitgliedstaaten) bedarf. 

Die Zuständigkeiten der EU dürfen durch die Europäische Säule sozialer Rechte jedenfalls 
nicht ausgeweitet werden.  
 

Die Europäische Säule sozialer Rechte wird nun im Rahmen des Europäischen Semesters 
anhand des Social Scoreboards überprüft. Aus Sicht der WKÖ ist bei einer allfälligen 
legislativen Umsetzung auf europäischer Ebene der Grundsatz der Subsidiarität zu beachten.  

 

Binnenmarkt 
 
Der Binnenmarkt als zentraler Pfeiler der europäischen Integration hat zu Wirtschafts- und 
Beschäftigungswachstum sowie zahlreichen Vorteilen für Unternehmen und Bürger in 

Österreich und der Europäischen Union beigetragen. Um das Potenzial des Binnenmarktes 
voll ausschöpfen zu können, müssen die verbleibenden Handelsbarrieren weiter abgebaut 
und Rahmenbedingungen unternehmensfreundlich gestaltet werden.  

 
Die Europäische Kommission sollte als Hüterin der Verträge bereits bestehende Instrumente 
zur Beseitigung von Binnenmarkthemmnissen wie Binnenmarktbeschwerden, EU-Pilot- 

oder Vertragsverletzungsverfahren konsequent nützen, statt mit neuen Regelungen äußerst 
problematische allgemeine Auskunftsansprüche gegenüber Unternehmen zu schaffen und 
damit zugleich zusätzlichen Aufwand und Kosten für die europäischen Unternehmen zu 

verursachen, wie es z.B. im Vorschlag für ein Binnenmarkt-Informationstool (SMIT) 
vorgesehen ist (COM(2017) 257).  
 

Im Binnenmarkt sollte nicht alles im Detail geregelt werden, sondern wo möglich das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung vorrangig sein. Dies gewährleistet den freien Verkehr von 
Waren und Dienstleistungen auch ohne Harmonisierung der einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften. 
 
Kritisch gesehen wird die Tendenz der EU-Kommission, mit der Rechtsgrundlage 

„Binnenmarkt“ viele Initiativen zu begründen, obwohl der Zusammenhang nicht wirklich 
offensichtlich ist (z.B. im Bereich Justiz und Inneres).  
 

Steuerpolitik 
 
In bestimmten steuerpolitischen Fragen mit grenzüberschreitendem Kontext ist das 
Erfordernis der Stärkung eines internationalen und EU-weiten Level Playing Fields gegeben.  

 
So kann etwa in den Bereichen der Mehrwertsteuer sowie der Verbrauchsteuern eine 
Rechtszersplitterung innerhalb der unterschiedlichen Mitgliedstaaten eine nicht 

unproblematische Hürde für den Rechtsanwender darstellen. Gleichzeitig können aber je 
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nach den vorliegenden Umständen auch abweichende nationale Bestimmungen erforderlich 

werden, sodass diesbezüglich ein gewisser Handlungsspielraum erforderlich bleibt. 
 
Auch im Bereich der aktuell intensiv diskutierten Besteuerung von multinationalen 

Konzernen und der Digitalwirtschaft sind nationale Alleingänge nicht zielführend. 
Stattdessen braucht es EU- oder OECD-weite Vorgehensweisen, um einen ganzheitlichen 
Lösungsansatz zu erzielen. Art. 113 AEUV enthält allerdings nur einen 

Harmonisierungsauftrag für indirekte Steuern. 
 

Finanzdienstleistungen 
 
Aufgrund des Binnenmarkts (Kapital- und Zahlungsverkehrs-, Dienstleistungsfreiheit) und des 
grenzüberschreitenden Charakters von Finanzdienstleistungen sind in diesem Bereich 

europäische Regeln sinnvoll. Nationale Besonderheiten (wie z.B. Bankenstrukturen in den 
Mitgliedstaaten) sollten aber bewahrt werden. Die Komplexität des Finanzmarktrechts 
muss aber reduziert werden, weil diese insbesondere für kleinere Anbieter schwer zu 

bewältigen ist. Gold Plating durch nationale Gesetzgeber und durch die europäischen und 
nationalen Aufsichtsbehörden muss vermieden werden. 
 

Denkbar ist die Forcierung des zweistufigen Ansatzes, wie derzeit von der Kommission für 
die Regulierung von Crowdfunding-Plattformen angedacht: (Einfache) Nationale Regeln für 
Anbieter, die nur im Mitgliedstaat tätig sind. Europäischer Rechtsrahmen nur für die 

Anbieter, die grenzüberschreitend tätig sein wollen. 
 
Als Beispiel für eine überschießende Regelung ist die Wohnimmobilienkredit-RL 2014/17/EU 

zu nennen. Diese sieht ein Kreditvergabeverbot an Verbraucher vor, wenn diese ihre 
Kreditraten aus ihrem laufenden Einkommen nicht decken können. Sogar dann, wenn 
ausreichende Sicherheiten (etwa Hypotheken) für die Einbringung der Kreditraten 

eingeräumt werden würden, darf den Verbrauchern kein Kredit gewährt werden. Diese RL 
führt dazu, dass Sicherheiten für Kredite völlig an Bedeutung verlieren und Verbraucher 
weniger Kredite erhalten. 

 

Kohäsionspolitik 
 
Für den Zusammenhalt der EU ist es wichtig, dass ärmere Regionen weiterhin in ihrem 

Aufholprozess unterstützt werden. Wenn auch „reichere Regionen“ weiter unterstützt 
werden sollen, müssen die Themen Wettbewerbsfähigkeit, Innovation und KMU im 
Vordergrund stehen. Es ist dabei von einem weiten Innovationsbegriff auszugehen. 

 
Beibehalten werden sollte ein gemeinsamer strategischer Rahmen für die Strukturfonds und 
auch den Landwirtschaftsfonds für die ländliche Entwicklung. Letzterer ist auch ein 

regionalpolitisches Instrument, nicht bloß ein Instrument der Landwirtschaftsförderung, 
sodass eine bessere Abstimmung auf EU-, nationaler und regionaler Ebene wichtig ist. Im 
Detail fordern wir, dass im Rahmen des Programms zur Entwicklung des ländlichen Raums 

auf die Stärkung der lokalen Unternehmer Bedacht genommen wird und insbesondere 
Kooperationen entlang der Wertschöpfungskette von der Urproduktion bis zum Konsumenten 
gestärkt werden.  

 
Falls die Mittel für die ESIF auf Grund des Brexit und wegen anderer Priorisierungen in einem 
stärkeren Ausmaß gekürzt werden sollten, muss der Fokus noch stärker auf Projekte mit 

europäischen Mehrwert gelegt werden (wie grenzüberschreitende Zusammenarbeit im 
Bereich der Innovation und Vernetzung von KMU) und muss die Regionalförderung im Rahmen 
der ESIF noch zielgerichteter erfolgen. 
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Die WKÖ unterstützt eine stärkere Verknüpfung zwischen nationalen Reformen und der 

Verwendung von EU-Mitteln, konkret die Verknüpfung zwischen Europäischem Semester 
und den finanzpolitischen Instrumenten der EU (ESI-Fonds). Überlegungen in diese Richtung 
sind sinnvoll und sollten auch in der nächsten Förderperiode 2021+ fortgeführt werden, 

insbesondere sollten Auszahlungen der ESI-Fonds an Fortschritte gekoppelt werden. 
 
Ein wesentliches Anliegen der WKÖ bei den Strukturfonds ist die Fortsetzung der 

Vereinfachungsbemühungen und die Entbürokratisierung. Die Regelungsdichte ist massiv 
zu reduzieren (derzeit 600 Seiten EU-Amtsblatt sowie 5.000 Seiten Leitlinien und 
Interpretationen der Kommission - laut „High Level Expert Group monitoring simplification 

for beneficiaries of ESI Funds“). 
 
Im Sinne der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit sollten den Mitgliedstaaten und Regionen 

noch mehr Kompetenzen bei der Abwicklung der Strukturfonds übertragen werden, da die 
„geteilte Mittelverwaltung“ eine wesentliche Ursache der Komplexität bei den EU-
Regionalförderungen ist (wie auch im Regierungsprogramm der neuen Bundesregierung 

festgestellt). Die WKÖ unterstützt daher auch den von mehreren Mitgliedsstaaten (inkl. 
Österreich) vorgeschlagenen „differenzierten Ansatz“ (s. Kapitel 3). 

 

Umweltpolitik 
 

In den Bereichen Chemiepolitik, Energie, Klima und Abfall besteht kein Bedarf nach einer 
weiteren Vergemeinschaftung. Diese Bereiche sind bereits sehr stark vergemeinschaftet 
bzw. basieren auch stark auf internationalen Abkommen. 

 
Im Energiebereich muss darauf geachtet werden, dass keine europäische Überregulierung 
stattfindet bzw. keine Doppelgleisigkeiten aufgebaut werden. Beispielsweise sieht das 

„Clean Energy“-Paket vom 30. November 2016 einige neue Strukturen und Organisationen 
vor. Insbesondere im Krisenfall stellt sich dann aber die Frage der Zuständigkeit bzw. 
Verantwortung. Wie die Vorschläge rund um das Projekt „Energieunion“ zeigen, soll eine 

weitere, intensivere Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten stattfinden. Dieser Weg 
ist richtig, allerdings muss auf die Angemessenheit (insb. bei zusätzlichen Strukturen) 
geachtet werden. Wichtig ist, dass alle Mitgliedstaaten die Ziele gleich ambitioniert 

verfolgen. 
 
Aus Umwelt-Energiesicht ist die Option einer engeren Zusammenarbeit zwischen nur einigen 

Mitgliedstaaten nicht sinnvoll. Wenn Umweltstandards und Energie-Versorgungssicherheit 
auf der EU-Ebene gestützt werden sollen, ist ein gewisses Maß an Harmonisierung 
anzustreben.  

 
Vorauseilende Alleingänge einzelner Mitgliedstaaten würden das Gegenteil von einem Level 
Playing Field bewirken, z.B. sind im Energie- und Klimabereich die 2030-Ziele unter 

Beachtung einer fairen Lastenverteilung zwischen den Mitgliedstaaten gemeinsam zu 
erreichen. Daran ist auch festzuhalten. Potenziale bei erneuerbaren Energien oder 
Energieeffizienz sind dort auszuschöpfen, wo es am effizientesten und kostengünstigsten 

möglich ist. In der Klimapolitik soll an einem Strang gezogen werden, denn 
Treibhausgasemissionen machen an der Grenze nicht Halt.  
 

Im Chemikalienbereich zeigt sich ein gewisser Trend, dass einzelne Mitgliedstaaten bzw. 
Gruppen von Mitgliedstaaten „mehr wollen“ und dies im Rahmen von EU-Rechtsakten nicht 
erreichen können. In der Folge werden in manchen Situationen Alleingänge abseits des EU-

Rechts gemacht. Das führt zur neuerlichen Zersplitterung eines Bereiches, der mit sehr 
hohem Aufwand für Behörden und ganz besonders Unternehmen bestmöglich z.B. durch die 
REACH-Verordnung (VO 1907/2006) harmonisiert werden sollte. Dadurch entstehen 
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Intransparenz über rechtliche Gegebenheiten und zusätzliche Kosten für die Erfüllung 

solcher Sonderregelungen. 
 
Trotz intensiver Harmonisierungsbestrebungen im Umweltbereich sind in vielen 

Teilbereichen immer noch erhebliche Wettbewerbsverzerrungen vorhanden. Daher ist eine 
stärkere Kontrolle der Umsetzung bzw. bessere Umsetzung bestehenden EU-Rechts 
notwendig, bevor weitere Regelungen erlassen werden. Denn durch neue Regelungen 

entsteht eine Spirale, die bewirkt, dass ohnehin säumige Mitgliedstaaten noch säumiger 
werden. Und damit driften die faktischen Standards, die zwar am Papier gleich sein sollten, 
noch weiter auseinander.  

 

Verkehrspolitik 
 
Grundsätzlich unterstützen wir eine weitere Harmonisierung - vor allem bestehender 
Vorschriften - des europäischen Rechtsrahmens für den Verkehrssektor, um nationale 

Alleingänge der Mitgliedstaaten zu verhindern und eine einheitliche Rechtssetzung und 
Durchsetzung zu gewährleisten. Die unterschiedliche Umsetzung bzw. Auslegung von EU-
Recht in diesem Sektor in den Mitgliedstaaten führt zu Wettbewerbsverzerrungen, die 

beseitigt werden müssen. Auch werden von den Mitgliedstaaten immer wieder neue 
administrative Hindernisse trotz Binnenmarkt eingeführt. Folgende Beispiele zeigen auf, 
dass eine tatsächliche Harmonisierung bisher völlig unzureichend erfolgt ist:  

 
Die Vorschriften betreffend die Kabotage im Straßengüterverkehr (VO 1072/2009) sind 
derzeit nicht eindeutig genug, nicht kontrollierbar und werden in den einzelnen 

Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt. Auch der vorliegende Revisionsvorschlag 
COM(2017) 281 berücksichtigt dies leider nicht. 
 

Auch im Bereich Maut (Stichwort „Eurovignette“) sprechen wir uns für EU-weit möglichst 
einheitliche Rahmenbedingungen aus. Zahlreiche „Kann-Bestimmungen“ in der Richtlinie 
1999/62/EG idgF sowie im vorliegenden Revisionsvorschlag COM(2017) 275 führen zu 

Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt. Österreichische Unternehmen sind im 
Wettbewerb benachteiligt, da der österreichische Gesetzgeber in der Vergangenheit den 
Spielraum meist maximal ausgenützt hat (EU-weit höchste Mautgebühren, Aufschläge in 

Tirol, Anlastung externer Kosten für Luftverschmutzung und Lärm seit 1.1.2017). 
 
Die Regelungen betreffend Berufszulassungsvoraussetzungen im Straßengüter- und 

Straßenpersonenbeförderungsgewerbe (VO 1071/2009) müssen überall einheitlich 
angewendet werden, was derzeit ganz und gar nicht der Fall ist. Gold Plating in den 
Mitgliedstaaten muss unterbunden werden. So gibt es etwa in Österreich ein 

Abstellplatzerfordernis im Güterbeförderungsgesetz und im Gelegenheitsverkehrsgesetz, das 
nicht als Voraussetzung für die Erteilung der Konzession im EU-Recht vorgesehen ist. Die 
Gemeinschaftslizenz ist in Österreich auf fünf Jahre begrenzt, obwohl bis zu zehn Jahre im 

EU-Recht vorgesehen sind. Es besteht eine nationale Mitführverpflichtung der beglaubigten 
Abschrift der Konzessionsurkunde zusätzlich zur EU-rechtlich vorgeschriebenen 
Verpflichtung, die Gemeinschaftslizenz mitzuführen. In Österreich gibt es auch keine 

Rehabilitierungsmaßnahmen. Wir fordern, dass diese EU-weit einheitlich vorgegeben werden 
sollten. Alle diese Punkte müssen im vorliegenden Revisionsvorschlag COM(2017) 281 
berücksichtigt werden. 

 
Ein besonders problematischer Bereich sind die EU-Sozialvorschriften für den 
Transportbereich. Eine Vielzahl von kaum mehr überschaubaren und zum Teil 

ineinandergreifenden EU-Rechtsakten bedingen zu viel Umsetzungs-, Interpretations- und 
Vollzugsspielraum für die Mitgliedstaaten. Im Zuge der laufenden Überarbeitung der 
Verordnungen 561/2006 und 165/2014 (COM(2017) 277) sollen einheitliche und in allen 



24 
 

Mitgliedstaaten gleiche Rahmenbedingungen für die Beschäftigung von Fahrpersonal 

festgelegt werden. Regelungen, die strengere nationale Vorschriften erlauben 
(„Günstigkeitsklausel“), sind zu streichen. 
 

Die WKÖ begrüßt ausdrücklich den Vorschlag einer lex specialis für Entsendungen im 
Verkehrsbereich (COM(2017) 278), da auf Grund der Besonderheiten des Sektors die 
Anwendung der Bestimmungen der Entsende-Richtlinie (RL 96/71 EG) im Verkehr und 

insbesondere bei kurzen Ziel- und Quellverkehren Probleme bereitet hat. Da nicht nur Güter- 
und Personenbeförderung auf der Straße von Entsendungen betroffen sind, sondern auch auf 
anderen Verkehrsträgern wie Schiff und Bahn, sollten die Sonderregelungen der vorliegenden 

Richtlinie grundsätzlich auch auf diese Verkehrsträger ausgedehnt werden. Außerdem sollten 
zusätzliche Klarstellungen, die Rechtssicherheit gewährleisten, aufgenommen werden, wie 
die ausdrückliche Ausnahme bestimmter Verkehrsdienstleistungen (primär touristische 

Personenverkehre mit geschlossenen Reisegruppen sowie Taxi- und Mietwagenfahrten) von 
den Entsenderegeln. Praxistaugliche Mindestlohnvorschriften der Mitgliedstaaten sollten 
ohne übermäßigen Verwaltungsaufwand (Stichwort Dokumentations- und 

Mitführverpflichtungen) kontrolliert werden können.  
 
Wir begrüßen Überlegungen zur Einführung von elektronischen Frachtdokumenten, da 

diese Initiative die fortschreitende Digitalisierung unterstützt. Elektronische 
Beförderungsdokumente gestalten den Gütertransport effizienter und tragen zur Reduktion 
von Verwaltungslasten bei. Ein koordiniertes Vorgehen auf EU-Ebene ist auf Grund der 

grenzüberschreitenden Dimension des Güterverkehrs wichtig. Vorläufig soll jedoch die 
Wahlfreiheit zwischen elektronischer und Papierform erhalten bleiben. 
 

Medien und Telekommunikation 
 
Wir betonen, dass die Regulierung und Rechtssetzung im Bereich Telekommunikation 

unbedingt auf europäischer Ebene zu erfolgen hat, da Telekommunikations-Märkte 
grenzüberschreitend sind. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass manche 
Mitgliedstaaten dort, wo es nationale Spielräume gab, zu Gold Plating neigen, beispielsweise 

Österreich beim Konsumentenschutz (u.a. Mindestvertragsdauer, monatliche Kündigung 
danach). Auch im Bereich der Regulierung von Terminierungsentgelten wäre ein mehr an 
europäischer Regulierung dem Wettbewerb im Binnenmarkt zuträglich.  

 
Ebenso halten wir auch eine europäische Regelung im Bereich audiovisueller Mediendienste 
für allein zielführend, weil gerade auch hier durchwegs grenzüberschreitende Sachverhalte 

vorliegen (Anbieten und Verbreiten von Mediendiensten) - dies zumal angesichts eines 
großen deutschen Sprachraums in unmittelbarer Nachbarschaft und sich speziell daraus 
ergebender Probleme (z.B. Schwarzblenden, Overspill). Allerdings bestehen im Bereich der 

Kabelweiterleitung nationale Fortentwicklungen (technologieneutrale Deutungen durch den 
OGH), deren Beibehaltung durch europäische Regelungen nicht gehindert werden darf.  
 

Gerade Fortschritte im Bereich des Urheberrechts sind indes vielfach auf effektive 
europäische Rechtssetzung zurückzuführen, wogegen selbiges auf rein nationaler Ebene 
oftmals eher stockend voranschreitet.  

 
Dessen ungeachtet sollte die Wahl geeigneter Rechtsinstrumente stets mit Bedacht evaluiert 
werden, etwa weil sich gesetzte Ziele oftmals ebenso mit Richtlinien (anstelle von 

Verordnungen) oder durch Überarbeitung früherer Rechtsakte erreichen lassen. 
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Digitalisierung 
 
Aus Sicht der WKÖ-Sicht ist mehr und intensiveres Handeln im Bereich Digitalisierung 
notwendig, z.B. im Hinblick auf Europäische Programme zum Ausbau leistungsfähiger IKT-

Infrastrukturen. Zugleich gilt es jedoch, die notwendigen EU-Regulative zur Digitalisierung 
mit Augenmaß auszugestalten. Kostenintensive und bürokratische Verpflichtungen sind 
ebenso wie überbordende konsumentenschutzrechtliche Vorgaben zu vermeiden, um 

Wettbewerbsnachteile für die europäische Wirtschaft hintanzuhalten. 

 

Allgemeine und berufliche Bildung 
 
Im Bereich Bildung hat die EU nicht die Kompetenz, die Bildungssysteme der Mitgliedstaaten 
zu harmonisieren. Sie kann jedoch die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 

fördern sowie deren Tätigkeit unterstützen und ergänzen.  
 
Alle EU-Instrumente (z.B. EQF, ECVET, Europass, ERASMUS+) haben „transnationale Ziele“ 

und daher einen prinzipiellen EU-Mehrwert. Mit Blick auf eine Post 2020 Strategie stellt sich 
die Frage nach einer Konsolidierung dieser Instrumente auf Basis ihres bisherigen Nutzens 
und im Rahmen aktualisierter Zielsetzungen.  

 
Jener Bereich mit den größten Auswirkungen steht außerhalb der EU-Strukturen, nämlich 
der Bologna-Prozess mit der Studienarchitektur BA-MA-PhD.  

 

Tourismus 
 
Der Tourismus spielt wegen seiner wirtschaftlichen Bedeutung und seines 

Beschäftigungspotenzials, aber auch wegen seiner Auswirkungen auf Gesellschaft und 
Umwelt eine immens wichtige Rolle. Nach den letzten verfügbaren Zahlen von Eurostat ist 
jedes zehnte Unternehmen in der EU im Tourismus tätig. Diese 2,3 Mio. Unternehmen haben 

ca. 12,3 Mio. Beschäftigte.  
 
Die EU kann die Maßnahmen der Mitgliedstaaten im Tourismussektor ergänzen (z.B. durch 

Best Practice-Austausch), dabei ist eine Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten ausgeschlossen (Art. 195 AEUV). Da der Tourismus jedoch eine 
Querschnittsmaterie ist, ist er von unzähligen Rechtsbereichen der EU betroffen. 

 
Die WKÖ bekennt sich zu allen Maßnahmen, die auf europäischer Ebene gesetzt werden, um 
die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Tourismus in Europa, die Förderung eines 

nachhaltigen und qualitätsorientierten Tourismus sowie die Konsolidierung des Images von 
Europa als Reiseziel hoher Qualität zu unterstützen. Diesbezüglich ist auch die bestmögliche 
und effektive Nutzung von EU-Förderinstrumenten zur Weiterentwicklung des Tourismus 

von großer Bedeutung. 
 
Augenmaß hingegen wird bei Maßnahmen eingefordert, die durch massiv und überschießend 

erweiterte Vorgaben Unternehmen unnötig belasten, beispielweise seien die 
Pauschalreiserichtlinie, die Allergenkennzeichnung, die Kommissionsverordnung zur 
Reduktion von Acrylamid, der Vorschlag für eine Richtlinie zur Angleichung der Rechts-und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen sowie der Vorschlag für eine Verordnung zum Geoblocking 
genannt. 
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6. Weitere Politikbereiche und EU-Programme mit klarem europäischen 
Mehrwert 

Wirtschafts- und Währungsunion 
 
Während die gemeinsame Währungspolitik bereits in der ausschließlichen Zuständigkeit der 

EU liegt, sind weitere Integrationsschritte im Bereich der Wirtschaftspolitik notwendig, um 
die Eurozone und damit die EU als Ganzes noch stabiler, wettbewerbs- und 
anpassungsfähiger zu machen. Es ist notwendig und sinnvoll, hier zu einer noch engeren 

Koordinierung der Wirtschaftspolitik zu kommen bzw. einzelne Instrumente auf 
Gemeinschaftsebene zu schaffen.  
 

Die WKÖ begrüßt grundsätzlich das vor kurzem vorgelegte Maßnahmenpaket der Kommission 
zur Vollendung der Wirtschafts- und Währungsunion (COM(2017) 827, COM(2017) 823, 
COM(2017) 822):  

 

 Unterstützt wird die Idee eines Europäischen Währungsfonds (EWF) als 
Nachfolgeinstitution des Europäischer Stabilitätsmechanismus (ESM). Vorteile wären u.a. 

die Unabhängigkeit vom IWF und schnellere Entscheidungsmöglichkeiten. Der EWF 
könnte als gemeinsame Letztsicherung für den einheitlichen Abwicklungsfonds 
herangezogen werden und auch bei der Schaffung einer möglichen 

Stabilisierungsfunktion eine Rolle spielen.  
 

 Positiv wird auch eine gemeinsame Außenvertretung der Eurozone bzw. der EU durch 
einen Europäischen Minister für Wirtschaft und Finanzen bewertet, wobei dessen 
Kompetenzen klar definiert werden müssten. 

 

 Die Schaffung neuer EU-Haushaltsinstrumente für die Eurozone kann sinnvoll sein, etwa 
zur Unterstützung von Strukturreformen oder als Konvergenz-Fazilität für Staaten, die 

der Eurozone beitreten wollen. Allerdings ist sicherzustellen, dass diese Instrumente 
nicht zur Kompensation vergangenen wirtschaftspolitischen Fehlverhaltens 
herangezogen werden („moral hazard“).  

 

Handelspolitik 
 

Bereits der Gründungsvertrag der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft von 1957 sah vor, 
dass nur mehr alle Mitgliedstaaten gemeinsam ihre Handelspolitik gegenüber Drittstaaten 
gestalten können. Die gemeinsame EU-Handelspolitik wurde im Zuge mehrerer 

Modernisierungen der EU-Verträge bis hin zum Lissabon-Vertrag von 2009 von den 
Regierungen und Parlamenten aller EU-Staaten weiterentwickelt und mehrfach bestätigt. 
Dies stärkt sowohl die Glaubwürdigkeit als auch die Verhandlungsposition der EU und jedes 

ihrer Mitgliedstaaten als attraktiven und verlässlichen Vertrags- und Handelspartner in der 
Welt. 
 

Die Wirtschaftskammer Österreich betont die Notwendigkeit sich ständig verbessernder 
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit Partnerländern auch außerhalb des EU-
Binnenmarktes zugunsten der Wettbewerbsfähigkeit österreichischer Betriebe und deren 

Gleichbehandlung mit Konkurrenten auf den Auslandsmärkten. Internationaler Handel nach 
gemeinsam definierten Regeln fördert Wachstum, Beschäftigung und Wohlstand in 
Österreich und der EU. Wir brauchen auch in Zukunft eine starke gemeinsame Handelspolitik 

der EU für eine institutionalisierte Zusammenarbeit mit Drittstaaten, um Handelskonflikte 
im Vorfeld zu verhindern, für eine engere Zusammenarbeit der EU mit ihren Handelspartnern 
in Form von multilateralen, regionalen und bilateralen Handelsabkommen und gegen 
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ungerechtfertigte Handelshemmnisse und Protektionismus auf den internationalen 

Märkten.  
 
Für die aktive und wirtschaftlich sinnvolle Gestaltung einer gemeinsamen Handelspolitik ist 

es wichtig, dass die EU nach außen auch weiterhin zu jenen Verhandlungsthemen mit einer 
Stimme spricht und verhandelt, für welche nach der EU-internen Kompetenzverteilung die 
Mitgliedstaaten (mit)zuständig sind (gewisse Dienstleistungen im Verkehrs- oder 

Finanzbereich, Schutz von Auslandsinvestitionen etc.). Da jeder EU-Mitgliedstaat die 
gemeinsame Handelspolitik aktiv mitgestaltet, sollten sie sich stärker engagieren, diese 
Politik gegenüber den nationalen und regionalen Parlamenten, den Medien und der 

Öffentlichkeit transparenter zu gestalten und besser zu erklären.  

 

Forschung und technologische Entwicklung 
 
Im Bereich Forschung, technische Entwicklung und Innovation (F&E&I) ist die 

Leistungsfähigkeit europäischer Akteure im globalen Wettbewerb unmittelbar mit der 
Qualität des Binnenmarkts, einer starken Integration von Märkten und Wissen und den 
Grundfreiheiten der Union verbunden. Mit Blick auf die fortschreitende Digitalisierung ist 

eine weitere starke Integration im Bereich Forschung und Innovation notwendig. 
 
Aus Sicht der WKÖ hängt der EU-Mehrwert im Bereich F&E&I entscheidend davon ab, ob 

europäische Akteure in den für die Wirtschaft oder Wissenschaft relevanten Bereichen in die 
Lage versetzt werden, neues Wissen zu schaffen und eine führende Position (first-movers) 
zu erreichen. Dazu bedarf es einer klareren Aufgabenverteilung und Komplementarität 

zwischen der EU-Ebene und der regionalen bzw. nationalen Ebene. Hier ist auch das 
Zusammenspiel zwischen den Strukturfonds und dem künftigen EU-Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation (FP9) zu beachten. FP9 soll jedenfalls keine nationalen bzw. 

regionalen Maßnahmen ersetzen. 
 

Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
 

Seit der Mitteilung der EU-Kommission „Eine Strategie für eine stärkere und 
wettbewerbsfähigere europäische Verteidigungsindustrie“ vom 5. Dezember 2007 (COM 
(2007) 764) finden mehr industriepolitische und binnenmarktspezifische Instrumente auch 

für den Verteidigungsbereich Anwendung, z.B. die Verteidigungsvergaberechtrichtlinie und 
die Richtlinie zum innergemeinschaftlichen Transfer von Sicherheits- und 
Verteidigungsgütern.  

 
Dennoch gibt es auch heute noch einige Doppelgleisigkeiten und ein noch relativ hohes Maß 
an Fragmentierung in der europäischen Sicherheits- und Verteidigungswirtschaft. Dies auch 

deshalb, weil einige Staaten auf den Erhalt einer möglichst umfassenden nationalen Industrie 
in diesem Sektor bestehen und trotz der Änderungen im EU-Vergaberecht zugunsten eines 
offenen Wettbewerbs einen Großteil der Sicherheits- und Verteidigungsaufträge national 

vergeben. Möglich ist dies insbesondere auch durch das zulässige Zuschlagskriterium der 
Versorgungs- und Liefersicherheit, das beim derzeitigen, rechtlich rein national 
ausgerichteten Exportkontrollsystem (Militärgüterlieferungen können auch innerhalb der EU 

jederzeit untersagt werden) nur durch nationale Lieferanten umfassend gewährleistet 
werden kann. 
 

Für die Wirtschaft in Ländern wie Österreich, die einerseits nur über eine bescheidene 
Nachfrage des Sektors aus dem Inland verfügen und andererseits durch Klein- und 
Mittelbetriebe geprägt sind, die oft Teil einer größeren Lieferkette sind, birgt die 

Beibehaltung des Status Quo Risiken. Es bedarf daher aus Sicht der WKÖ neuer Instrumente 
der grenzüberschreitenden industriell-gewerblichen Kooperation, wie z.B. die 2017 
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gestartete vorbereitende Maßnahme für die Verteidigungsforschung. Diese soll mit dem 

künftigen mehrjährigen EU-Finanzrahmen zu einem Programm für Verteidigungsforschung im 
Umfang von ca. 1 Mrd. Euro werden. 2017 legte die EU-Kommission auch einen VO-Vorschlag 
für ein Europäisches Programm zur industriellen Entwicklung im Verteidigungsbereich 

(COM(2017) 294) vor, mit dem die Wettbewerbsfähigkeit und Innovation in der 
Verteidigungsindustrie der EU gefördert werden soll. In all diesen Fällen kann die EU mit 
Finanzierungs- und Kofinanzierungsmodellen zu mehr europäischer Kooperation und 

technologischer Weiterentwicklung beitragen. 

 

Migration und Asyl 
 
Im Bereich Migration und Asyl bedarf es einer besseren Zusammenarbeit. Die Asylkrise hat 

deutlich gezeigt, dass Lösungen gemeinsam gefunden werden müssen. Nötig ist ein 
gemeinsames europäisches Asylsystem mit einem wirksamen Schutz der Außengrenzen, 
einer angemessenen Registrierung in den sogenannten Hotspots, einer schnellen Bearbeitung 

von Asylanträgen und – falls kein internationaler Schutzstatus im Falle einer Ablehnung des 
Asylantrags zuerkannt wird – einer Rückführung in den Herkunftsstaat bzw. in einen 
Drittstaat, mit dem ein Rückübernahmeabkommen geschlossen wurde. Dieser Politikbereich 

bedarf eher eines „mehr und effizienter“, jedenfalls aber einer wirksamen Durchsetzung 
der gefassten Beschlüsse 

 

Europäischer Sozialfonds (ESF) 
 
Die Schaffung und der Erhalt von Beschäftigung sind eine zentrale Herausforderung in der 

derzeitigen, schnellverändernden Arbeitswelt. Der ESF leistet dazu eine wesentliche 
Unterstützung, vor allem aktuell im Zusammenhang mit den Herausforderungen auf Grund 
der letzten Flüchtlingswelle (Ausbildung und Integration). Die unterschiedliche 

Betroffenheit der Mitgliedsstaaten durch die Flüchtlingsströme sollte bei der Aufteilung der 
ESF-Mittel jedenfalls berücksichtigt werden. Die Förderung von Jugendbeschäftigung kann 
einen Beitrag zur Konvergenz leisten, sofern das Geld für Strukturreformen genützt wird 

(z.B. Anpassung des Bildungssystems) und nicht nur für kurze, nicht nachhaltige Projekte. 
 

ERASMUS+ 
 

ERASMUS+ erhöht durch die im Zuge der Mobilität erworbenen Kompetenzen die 
Beschäftigungsfähigkeit junger Menschen. Entsprechend einer EU-Studie aus dem Jahr 2014 
geben 70% der teilnehmenden Studierenden an, dass sich ihre Beschäftigungsfähigkeit 

aufgrund der im Ausland erworbenen Kompetenzen verbessert hat.  
 
Weiters unterstreicht ERASMUS+ die Bedeutung der Berufsbildung als Instrument zur 

Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und zur Überbrückung von Qualifikationsdefiziten. 
Im Nachfolgeprogramm zu ERASMUS+ sollte daher noch stärker auf die berufliche Bildung 
gesetzt werden, da ERASMUS+ seit Beginn seiner Umsetzung stark auf die herkömmliche 

akademische Hochschulbildung fokussiert ist. Ziel sollte künftig sein, die Mobilität von 
Lernenden, Lehrkräften und Ausbildern in der Berufsbildung zu stärken und die 
Zusammenarbeit zwischen den betroffenen Akteuren zu fördern. Daher ist eine Aufstockung 

der Mittel für innovative Pilotprojekte im Berufsbildungsbereich in den Säulen II und III sowie 
eine Aufstockung der Mittel für berufliche Mobilität im Rahmen der Säule Lernmobilität von 
Einzelpersonen erforderlich. 

 
Darüber hinaus ist eine flexible Gestaltung der neuen Förderschiene für Langzeitmobilität 
„ErasmusPro“ notwendig - insbesondere im Hinblick auf die Zielgruppe - um für die 

europaweit verschiedenen Systeme relevant zu sein. Eine Teilnahme soll auch beruflich 
Qualifizierten offenstehen. Schließlich könnte langfristig auch eine eigene Mobilitätsaktion 
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für Fachkräfte basierend auf der Grundidee des derzeit EU-geförderten Pilotprojektes 

„MobiliseSME“ eingerichtet werden. 
 

Kultur / Kreativwirtschaft 
 
Das Potential der Kreativwirtschaft für Wachstum und Beschäftigung in der Europäischen 
Union sollte genutzt werden. Das betrifft insbesondere eine Berücksichtigung der 

Kreativwirtschaft im Dienstleistungsbereich, die Kreativwirtschaft sollte aber auch als 
transformative Kraft im Strukturwandel der europäischen produzierenden Wirtschaft 
berücksichtigt werden. Dazu braucht es eine Reihe von Instrumenten, u.a. in Bereichen wie 

der Innovations-, Wirtschafts-, Regional- und Kulturpolitik.  
 
Im Bereich Kultur ist das Förderprogramm „Creative Europe“ für die Kreativwirtschaft 

wichtig und sinnvoll. Insbesondere die Filmförderung im Bereich Media und das 
Garantieinstrument für die Kreativwirtschaft sind auch unserer Sicht sehr wichtige 
Instrumente, bei denen der europäische Mehrwert nicht in Frage gestellt werden sollte.  

 
Der Garantiefonds für die Kreativwirtschaft ist kein transnationales Instrument, sondern 
eine Rückversicherung für Banken bei Kreditvergaben an Unternehmen aus der 

Kreativwirtschaft. Für Kreativleistungen, die mit vorwiegend intangiblen Werten von Banken 
per se nicht bzw. nicht leicht zu bewerten sind, soll der Zugang zu Bankdarlehen für 
Kreativwirtschaftsunternehmen erleichtert werden. Mit Hilfe eines Garantiefonds im 

Rahmen des Creative Europe Programmes soll das Risiko besichert und die Finanzierung von 
solchen Projekten erleichtert werden. Österreich will sich hier beteiligen. 
 

Die EU-Filmförderung ist ein wichtiger Bestandteil der Finanzierung und 
Wettbewerbsfähigkeit des österreichischen Films. Europäische Kompetenzen in diesem 
Bereich zu reduzieren, wäre kontraproduktiv. 

 

Transeuropäische Netze 
 
Die Festlegungen von Transeuropäischen Netzen soll weiterhin einen ausreichenden 

Infrastruktur-Mindeststandard in Europa zumindest auf den Hauptkorridoren definieren. 
Österreich verfügt über einen vergleichsweise hohen Ausbaustandard der Infrastrukturen. 
Für eine arbeitsteilige Wirtschaft und die exportorientierten heimischen Unternehmen ist es 

dienlich, wenn in allen EU-MS leistungsfähige Infrastrukturen zur Verfügung stehen. 
 
Die Förderung der Transeuropäischen Netzen generiert insbesondere beim 

grenzüberschreitenden Infrastrukturausbau einen europäischen Mehrwert, der ohne 
entsprechende EU-Förderungen im Rahmen der Connecting Europe Facility (CEF) nicht im 
erforderlichen Ausmaß gewährleistet wäre. 

 
Die Mittel für CEF teilen sich auf die drei Bereiche – Verkehr, Energie und IKT – auf. Der 
überwiegende Anteil der Finanzmittel ist für den Ausbau der Verkehrsnetze vorgesehen. Die 

CEF-Mittel wurden in weiterer Folge durch die Umschichtung von 2,8 Mrd. Euro in den EFSI 
weiter gekürzt. Für die Verlängerung von EFSI bis 2020 wurden weitere 275 Mio. Euro aus 
CEF umgeschichtet. 

 
Hinsichtlich der Connecting Europe Facility im Finanzrahmen 2021-2027 müssen daher 
folgende Punkte erfüllt sein: 

- Eine ausreichende Mittelausstattung von CEF muss gewährleistet sein, um die geplanten 
Infrastruktur-Zielsetzungen (z.B. im Verkehr: Fertigstellung vom Kernnetz bis 2030 und 
Fertigstellung vom Gesamtnetz bis 2050) zu ermöglichen. 
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- Die Mittel, welche von CEF in den EFSI umgeschichtet wurden, sollen CEF wieder 

zugerechnet werden. 
- Der Schwerpunkt der Förderungen soll weiterhin im Ausbau des Kernnetzes liegen. 

Wesentliche Verbindungen aus dem Gesamtnetz mit einer bedeutenden Netzfunktion 

(z.B. Ausbau der Pyhrn-Schoberachse sowie der Tauernachse) sollen aber zunehmend 
förderfähig werden. 

 

Programm für die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und für KMU (COSME) 
 

Das COSME Programm umfasst verschiedene Maßnahmen zur Erreichung seiner vier erklärten 
Ziele: Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten für KMU, Förderung des Marktzugangs 
für KMU, Förderung eines günstigen Umfelds für Unternehmen und deren 

Wettbewerbsfähigkeit sowie Förderung des Unternehmertums.  
 
Der größte Anteil des COSME Budgets fließt in den Zugang zu Finanzierung und ermöglicht 

u.a. somit die Senkung von Finanzierungskosten. Österreichische Unternehmen profitieren 
überdurchschnittlich von der angebotenen Kreditgarantiefazilität. Andere wichtige 
Initiativen, die aus dem COSME-Programm finanziert werden, sind beispielsweise das 

Enterprise Europe Network (die Wirtschaftskammer Österreich ist Österreich-Koordinator) 
sowie das Austauschprogramm Erasmus für Jungunternehmer. Insofern ist eine 
Weiterführung des Programms wichtig, um die Finanzierung einiger wichtiger Maßnahmen 

für Unternehmen und KMU sicherzustellen.  
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